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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im weitern übernahm der Nationalrat das im Vorjahr beschlossene Sofortprogramm zur
steuerlichen Entlastung von Ehepaaren und Familien ins DBG und unterstellte
zusätzlich auch Alleinerziehende den Vergünstigungen für Verheiratete. Profitieren
werden davon vor allem die oberen Einkommensklassen. Zu kontroversen Diskussionen
bot auch die Besteuerung juristischer Personen Anlass. Während der Ständerat die
Gewinnsteuer von Aktiengesellschaften je nach der Höhe des Eigenkapitals in einem
Dreistufentarif regeln wollte, schlug die Nationalratskommission einen Zweistufentarif
vor. Der Nationalrat folgte jedoch dem Antrag des Bundesrates, der eine generelle
Besteuerung von 8% des Gewinns vorschlug. Dieses System, das sich nicht an der
Rendite, sondern nur am Ertrag orientiert, bevorzugt gegenüber dem andern
arbeitsintensive Gesellschaften mit kleinem Kapital, während kapitalintensive
Unternehmen mit kleiner Rendite höher belastet werden. Um die Doppelbesteuerung
von Unternehmen und Aktionär zu lindern, befürwortete der Nationalrat zusätzlich den
Abzug einer Normaldividende von höchstens 2% des steuerbaren Eigenkapitals. Diese
Massnahmen brächten dem Bund allerdings geschätzte CHF 660 Mio. an jährlichen
Mindereinnahmen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.1988
LUZIUS MEYER

Auch das zusammen mit dem Steuerharmonisierungsgesetz als Paket behandelte
Bundesgesetz über die direkten Steuern wurde im Berichtsjahr in die
Kompromisslösung der Bundesratsparteien zur Reform der Bundesfinanzordnung
einbezogen. Nach siebenjährigen Beratungen waren zwischen den beiden Räten noch
bei der zeitlichen Bemessung der Steuerperiode und bei der Besteuerung der
juristischen Personen wesentliche Differenzen verblieben. Dabei hatte sich der
Nationalrat bisher für die auch von Bundesrat Stich verteidigte einjährige
Gegenwartsbesteuerung ausgesprochen. Gegen den Willen der Kommissionsmehrheit
gab er nun dem Ständerat nach und entschied sich für eine zweijährige Veranlagung als
Normalfall, jedoch mit der Möglichkeit für die Kantone, von diesem System
abzuweichen und die einjährige Gegenwartsbesteuerung beizubehalten oder neu
einzuführen. Damit war die erste Differenz zum Ständerat aus dem Wege geschafft.
(Dieser Beschluss des NR wurde bereits in der Sommersession, also vor der
Ausarbeitung des erwähnten Kompromisses der Regierungsparteien gefasst. Zur Zeit
kennen folgende Kantone die einjährige Besteuerung: BS, GE, JU, NE, SO.) Bei der
Steuerbemessung für den Gewinn von juristischen Personen setzte sich hingegen der
vom Bundesrat beantragte und vom Nationalrat unterstützte Proportionaltarif durch.
Dieses Modell bevorzugt im Vergleich zum bestehenden Dreistufentarif, bei dem für die
Steuerrechnung das Verhältnis von Gewinn zum Eigenkapital massgeblich ist,
kapitalschwache — in der Regel jüngere — Unternehmen. Zuerst hielt der Ständerat
weiterhin am Stufentarif fest, dann zwang ihn aber der von den Bundesratsparteien
vereinbarte Kompromiss zum Nachgeben. Allerdings musste der Nationalrat auf die von
ihm geforderte zusätzliche Kapitalsteuer von 0,8 Promille verzichten. Am Ende der
Wintersession konnte das Parlament beide Gesetzesrevisionen verabschieden. Das
Gesetz über die direkte Bundessteuer kann freilich ebenfalls nur dann in Kraft treten,
wenn die Einführung der MWSt in der Volksabstimmung angenommen wird. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Parlament nahm die Verlängerung des ursprünglich bis Ende 1992 befristeten
Sofortprogramms bei der direkten Bundessteuer in unveränderter Form schon vor
dem negativen Ausgang der Abstimmung über die Bundesfinanzordnung an. Das zu
Beginn des Jahres 1989 in Kraft getretene Sofortprogramm brachte für Familien mit
mittleren Einkommen eine Entlastung bei der direkten Bundessteuer und durch
Einführung des Doppeltarifs für Ledige und Verheiratete den Abbau der vom
Bundesgericht gerügten Vorteile für im Konkubinat lebende Paare. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Auf der Suche nach einem Gegenvorschlag zur Volksinitiative «zur Abschaffung der
direkten Bundessteuer» des Schweizerischen Gewerbeverbandes, die vom Bundesrat
im letzten Jahr kategorisch abgelehnt worden war, beauftragte die ständerätliche
Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) die Verwaltung, als Kompromisslösung
eine Verlagerung von der direkten Bundessteuer hin zur Mehrwertsteuer zu prüfen,
wobei von der WAK eine Reduktion der direkten Bundessteuer um 20 bis 30% anvisiert
wurde. Das Eidgenössische Finanzdepartement, das schon die SGV-Initiative vehement
bekämpft hatte, lehnte auch den Kompromissvorschlag ab. Es bezifferte die
Steuerausfälle auf CHF 1.7 bis 2.55 Mrd. und rechnete mit einer Erhöhung des MWSt-
Satzes auf 8% resp. 2,4%. Während die hohen Einkommen teilweise massiv entlastet
würden, hätten gemäss EFD 75% bis 90% der Steuerpflichtigen mehr Steuern zu
bezahlen. Die WAK beharrte aber auf einem indirekten Gegenvorschlag und
präsentierte im November einen in der Kommission mit 8:1 Stimmen bei einer
Enthaltung klar angenommenen Entwurf, gemäss dem die bei der direkten
Bundessteuer steil ansteigende Progressionskurve gemildert werden soll. Mittlere und
höhere Einkommen würden entlastet, wie per Saldo auch die verheirateten
Doppelverdiener, womit der Konkubinatseffekt gemildert würde. Die aus der Senkung
der direkten Bundessteuer um 20% resultierenden Mindereinnahmen von CHF 1.65
Mrd. wären durch einen Zuschlag bei der Mehrwertsteuer von 1% beim Normalsatz und
0,3% beim reduzierten Satz vollständig zu kompensieren. Der Finanzausgleich soll im
heutigen Umfang fortgesetzt werden. Zu diesem Zweck sollen die Kantonsanteile an der
reduzierten direkten Bundessteuer heraufgesetzt werden. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.1995
EVA MÜLLER

Die geplante Straflosigkeit für Steuersünder bei Selbstanzeige wurde von den
bürgerlichen Parteien in der Vernehmlassung durchwegs positiv bewertet. Wer nicht
versteuerte Vermögen oder Einkommen nachträglich angibt, soll lediglich die Steuer
zuzüglich der Zinsen bezahlen und von einer Strafe verschont bleiben. Entgegen der
ständerätlichen Vorlage, die natürlichen Personen einmal im Leben und juristischen
Personen alle 30 Jahre eine straflose Selbstanzeige zugesteht, verlangte die SVP als
einzige bürgerliche Partei eine allgemeine Steueramnestie. Die SP hingegen wollte die
Amnestie nur natürlichen Personen, nicht aber juristischen Personen, zukommen
lassen. Unter den Kantonen zeigte sich Nidwalden skeptisch und sprach der Vorlage die
Motivationskraft zu einer verstärkten Steuerdisziplin ab. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

In der Herbstsession des Vorjahres hatte der Nationalrat einen parlamentarischen
Vorstoss gutgeheissen, der das Vollsplitting bei der Familienbesteuerung verlangt. Im
Berichtsjahr standen zahlreiche weitere Vorstösse zur Behandlung an. Der Bundesrat
bat um Zurückhaltung, weil er sich bei der Planung der zukünftigen
Familienbesteuerung stark behindert fühlte. Im März trat Bundesrat Villiger vor die
Presse und kündigte im Rahmen eines bundesrätlichen Steuerpakets
Steuerermässigungen für Familien mit Kindern an. Ebenso setzte sich die
Landesregierung zum Ziel, Ehepaare bei der Besteuerung gegenüber
Konkubinatspaaren gleichzustellen. Insgesamt rechnete der Bundesrat mit
Mindereinnahmen von rund 1,3 Mia Fr. bei Bund und Kantonen. Vier Varianten standen
zur Wahl: Das „Vollsplitting ohne Wahlrecht“, welches vom Bundesrat und den
Finanzdirektoren favorisiert wurde, besteuert das gemeinsame Einkommen
verheirateter Paare je hälftig. Aufgrund der Progression fällt so der Steuersatz
bedeutend geringer aus. Bei der Variante „Vollsplitting mit Wahlrecht“ kommen auch
Konkubinatspaare zum Zug. Das Modell „Individualbesteuerung“ hat die
Steuerveranlagung jeder mündigen Person zur Folge. Beim Ansatz „Familiensplitting“
werden alle Personen einzeln veranlagt, Ehepaare und Konkubinatspaare mit
minderjährigen Kindern können allerdings vom Splitting profitieren. Ein fünftes Modell
„Abbau der Progression“ entstammt einer ständerätliche Initiative. Es verfolgt eine
Verflachung der Progressionskurve bei der direkten Bundessteuer, Korrekturen bei den
Soziallasten und die steuerliche Gleichstellung von Ehe- und Konkubinatspaaren.
Unabhängig von der Umsetzung dieser Modelle will der Bundesrat Einkommen unterhalb
des Existenzminimums in Zukunft nicht mehr besteuern, Eltern einen höheren
Kinderabzug gewähren und überdies einen Abzug für Betreuungskosten einführen. Auch
die Prämien für die obligatorische Kranken- und Unfallversicherung sollen voll
abzugsfähig werden. 

Im Oktober fällte der Bundesrat seinen Grundsatzentscheid allerdings zugunsten einer
Mischvariante: dem „Teilsplittings ohne Wahlrecht“. Ehepaare sollen wahlweise
entweder weiterhin gemeinsam besteuert oder separat auf der Basis eines durch 1,9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2000
DANIEL BRÄNDLI
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dividierten Gesamteinkommens veranschlagt werden. Mit den Einsparungen gegenüber
dem Vollsplitting sollen höhere Kinderabzüge eingeführt werden. In der
Vernehmlassung lehnten SP und Gewerkschaften diese Reform jedoch ab. Profitieren
würden ihrer Meinung nach lediglich Paare mit hohem Einkommen. Die Kantone
wehrten sich gegen den durch die Individualbesteuerung anfallenden Mehraufwand.
FDP und SVP hielten am Vollsplitting fest und die CVP favorisierte das Familiensplitting.
Sukkurs erhielt das Familiensplitting ausserdem von den Wirtschaftsverbänden.
Überraschend wich aber Bundesrat Villiger im November von seinem Vorhaben ab, die
Reform noch während der Wintersession im Parlament beraten zu lassen. Aufgrund der
unsicheren Konjunkturlage müssten die Bundesfinanzen neu beurteilt werden. 6

Ende Februar präsentierte der Bundesrat im Rahmen der Botschaft zum Steuerpaket
2001 die Reformen zur Familienbesteuerung. Diese bestätigten die
Grundsatzentscheide vom Oktober 2000 zugunsten des Teilsplittings ohne Wahlrecht.
Die Einsparungen sollten eine Erhöhung des Kinderabzugs bei der direkten
Bundessteuer von 5600 auf 9000 Fr. erlauben. Damit könne den Familienlasten – auch
bei Konkubinatspaaren – vermehrt Rechnung getragen werden. Des weiteren ist ein
berufsbedingter Abzug für die Fremdbetreuung von Kindern unter 16 Jahren von
höchstens 4400 Fr. sowie ein Abzug der Prämien für die obligatorische Kranken- und
Unfallversicherung geplant. Letzterer würde in Form einer Pauschale für jeden Kanton
separat festgelegt, entsprechend der kantonalen Durchschnittsprämie. Die Kantone
müssten ebenfalls ein Splitting-Verfahren für Verheiratete und einen Abzug der
Fremdbetreuungskosten einführen, doch wären sie frei in der Ausgestaltung. Auch der
Pauschalabzug für die obligatorischen Kranken- und Unfallversicherungsprämien wäre
obligatorisch.  

Auf die einfache Anfrage Fehr (sp, ZH) (Anf. 00.1127) betreffend alternative
Möglichkeiten zur wirtschaftlichen Stärkung von Familien hielt der Bundesrat fest,
dass sich die Reform auf die Ehepaar- und Familienbesteuerung beschränke. Eine
Ausweitung dieses Themas auf aussersteuerliche Bereiche würde den für das
Steuerpaket 2001 massgeblichen Rahmen sprengen. So lehnte der Bundesrat die
Abschaffung der Krankenkassenprämien für Kinder und Jugendliche in Ausbildung ab,
desgleichen Sozialabzüge vom Steuerbetrag anstatt vom steuerpflichtigen Einkommen,
weil dies die Steuerprogression verschärfen würde. Gegenüber einer
bundesrechtlichen Regelung der Familienzulagen sei er hingegen grundsätzlich positiv
eingestellt 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Februar präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Steuerpaket 2001. Dieses
umfasst drei Vorlagen: Die Reform der Ehepaar- und Familienbesteuerung (Teilsplitting
ohne Wahlrecht) sieht Entlastungen von 910 Mio Fr. (Kantone: zusätzliche 400 Mio) für
Ehepaare und Familien vor, die Neuregelung der Wohneigentumsbesteuerung soll einen
Systemwechsel beim Eigenmietwert ermöglichen (Kosten Bund: 85 Mio, Kantone: 35
Mio), und bei der Umsatzabgabe will der Bundesrat die dringlichen Massnahmen ins
ordentliche Recht überführen (Kosten Bund: 310 Mio). 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.03.2001
MAGDALENA BERNATH

Im September beauftragte der Bundesrat das Finanzdepartement, eine
Vernehmlassungsvorlage für die Reform der Unternehmensbesteuerung
auszuarbeiten, welche die strukturellen Schwächen im Steuersystem beseitigen und
ertragsneutral ausfallen sollte. Eine generelle Entlastung der Unternehmen lehnte der
Bundesrat angesichts der im internationalen Vergleich niedrigen schweizerischen
Unternehmenssteuern ab. Grundlage bildeten die Vorschläge der Expertenkommission
für rechtsformneutrale Unternehmensbesteuerung. Diese hatte u.a. empfohlen, alle
Firmen unabhängig von ihrer Rechtsform (Kapitalgesellschaft, Genossenschaft,
Personengesellschaft oder Einzelfirma) gleich zu behandeln. Eine vollständige
Gleichbehandlung erachtete der Bundesrat zwar als wünschbar, aber zur Zeit nicht
realisierbar. Erträge aus Unternehmensbeteiligungen und Gewinne aus dem Verkauf von
massgeblichen Beteiligungen sollten zudem der Steuer unterliegen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2001
MAGDALENA BERNATH
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Im Herbst nahm der Nationalrat die Beratungen der Vorlage zur Familienbesteuerung in
Angriff. Um alle Familien gleichzustellen, beantragte Meier-Schatz (cvp, SG) namens der
Kommission, das Teilsplitting auch auf Konkubinatspaare mit Kindern auszudehnen,
ausserdem, die Kinderabzüge auf 11'000 Fr. zu erhöhen und einen
Kinderbetreuungsabzug von 7000 Fr. sowie einen zusätzlichen Ausbildungsabzug von
3000 Fr. einzuführen. Rückweisungsanträge von linker und grüner Seite, die eine
Individualbesteuerung (Fehr, sp ZH), ein Familiensplitting (Fässler, sp SG) oder eine
gezielte Unterstützung von Familien in Form einer Rente (Genner, gp ZH) forderten,
blieben chancenlos. Auch ein Antrag Fässler (sp, SG), Abzüge statt vom steuerbaren
Einkommen vom steuerbaren Betrag zu gewähren, um kleinere und mittlere Einkommen
zu entlasten, wurde abgelehnt. Mit 84:81 Stimmen beschloss der Rat jedoch auf Antrag
Rechsteiner (sp, SG) beim Gesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden eine Steuerbefreiung des Existenzminimums bei den
Kantons- und Gemeindesteuern. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer überwies der Ständerat eine Motion der CVP-Fraktion (Mo. 99.3548) aus
dem Nationalrat, welche ein Gesamtkonzept für die Erneuerung der Bundesfinanzen
forderte, als Postulat. Da die Kompetenz des Bundes, eine Mehrwertsteuer (MWSt) und
eine direkte Bundessteuer zu erheben (die beiden Steuern machen 60% der
Bundeseinnahmen aus) bis Ende 2006 befristet ist, gab der Bundesrat bereits im
September einen Entwurf für eine neue Finanzordnung in die Vernehmlassung. Ziel ist
es, die wichtigsten Einnahmenquellen des Bundes ohne Steuererhöhungen
sicherzustellen, die Verfassung aufgrund verschiedener Entscheide der
eidgenössischen Räte nachzuführen und das Steuersystem zu verbessern. Unter
anderem soll der 1996 eingeführte MWSt-Sondersatz für den Tourismus von 3,6% auf
den Normalsatz von 7,6 % angehoben und die Verbilligung der Krankenkassenprämien
aus Mitteln der MWSt dauerhaft in der Verfassung verankert werden. Nach der
Abstimmungsniederlage bei den Energievorlagen im September 2000 verzichtete der
Bundesrat jedoch auf eine Steuerreform mit ökologischen Anreizen. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.10.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Frühling schickte die WAK-SR zwei neue Varianten der Familienbesteuerung mit
unterschiedlichen Divisoren an die Kantone zur Vernehmlassung; diese fanden wenig
Anklang. Darauf schlug die WAK dem Ständerat die Einführung der
Individualbesteuerung vor. Mit 24:17 Stimmen hielt der Rat jedoch am Teilsplitting mit
Divisor 1,9 fest, das vom Bundesrat und vom Nationalrat favorisiert wird. In der
Detailberatung strich der Ständerat im Einklang mit der Kommission und dem
Bundesrat das vom Nationalrat eingeführte Wahlrecht (gemeinsame Veranlagung oder
Splitting) für Konkubinatspaare mit Kindern. Anschliessend stutzte er die vom
Nationalrat grosszügig genehmigten Abzüge zurück: Er setzte den
Betreuungskostenabzug auf 4000 Fr. fest, kürzte den Kinderabzug auf 9300 Fr. und
strich den Ausbildungsbeitrag für Jugendliche. Beim Bundesgesetz über die
Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden stimmte er mit 25:18
Stimmen einem Antrag Plattner (sp, BS) zu, der die Kantone nicht dazu zwingt, zum
Teilsplitting überzugehen; damit können die Kantone zwar nicht die
Individualbesteuerung einführen, jedoch ihre Doppeltarife beibehalten. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2002
MAGDALENA BERNATH

In der Differenzbereinigung bekräftigte der Nationalrat seine Beschlüsse vom Vorjahr:
Abzug der Kinderbetreuungskosten von 7000 Fr., Erhöhung des Kinderabzuges auf
11 000 Fr. und Ausbildungsabzug von 3000 Fr. Ausserdem beschloss er mit 105:56
Stimmen im Gegensatz zum Nationalrat, den Kantonen den Wechsel zum Teilsplitting-
Modell vorzuschreiben. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr präsentierte der Bundesrat seine Botschaft für eine Neue Finanzordnung;
sie entsprach dem im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebenen Entwurf. Die Vorlage
beinhaltet insbesondere die Aufhebung der Befristung der direkten Bundessteuer und
der Mehrwertsteuer sowie die Streichung des Sondersatzes von 3,6% im
Tourismusbereich. Letzterer sei eine strukturpolitisch motivierte Finanzhilfe, die nicht
in das Steuersystem gehöre. Da der Sondersatz umstritten ist – in ihrer Stellungnahme
hatten sich die Hotellerie und die Tourismuskantone für seine Beibehaltung
ausgesprochen –, soll separat darüber abgestimmt werden. Nach der Ablehnung der
Energielenkungsabgabe verzichtete der Bundesrat auf eine Steuerreform mit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2002
MAGDALENA BERNATH
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ökologischen Anreizen. In der Vernehmlassung hatten sich vor allem economiesuisse
und die Bankiervereinigung, aber auch der Strassenverkehrsverband gegen die
definitive Verankerung der direkten Bundessteuer ausgesprochen. Der Schweizerische
Treuhändlerverband und die SVP plädierten gar für die Abschaffung der direkten
Bundessteuer. 14

Im Differenzbereinigungsverfahren betreffend das Steuerpaket 2001 setzte sich der
Ständerat bei den Kinderabzügen (9300 Fr. statt 11'000 Fr.) durch, beim Abzug der
Kinderbetreuungskosten von 7000 Fr. schloss er sich dem Nationalrat an; dieser
verzichtete auf einen Abzug von 3000 Fr. für Jugendliche in Ausbildung. Die
Einigungskonferenz lehnte wie zuvor der Ständerat das Wahlrecht (gemeinsame
Veranlagung oder Splitting) für Konkubinatspaare ab, folgte aber dem Nationalrat bei
der Verankerung des Splittings im Steuerharmonisierungsgesetz, welches die Kantone
zwingt, zum Teilsplitting überzugehen. Im Einklang mit dem Bundesrat überwies der
Ständerat ein Postulat Lauri (svp, BE) (Po. 02.3549), das die Regierung beauftragt, dem
Parlament bis Ende 2004 einen Bericht über die Möglichkeit zur Einführung der
Individualbesteuerung in Bund und Kantonen zu unterbreiten. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Gestützt auf den Bericht einer Arbeitsgruppe bestehend aus Vertretern von Bund,
Kantonen und Wirtschaft gab der Bundesrat Vorschläge zur Besteuerung von
Mitarbeiteroptionen in die Vernehmlassung. Mit der Abgabe von Mitarbeiteroptionen
räumt ein Unternehmen seinen Angestellten das Recht auf Erwerb von
Beteiligungsrechten ein. Als Lohnbestandteil müssen die Mitarbeiteroptionen vom
Empfänger als Einkommen versteuert werden. Die Besteuerung soll mit einer
Gesetzesrevision für die verschiedenen Bezugsarten vereinheitlicht werden. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.04.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer gab der Bundesrat statt der umstrittenen Vorlage zur allgemeinen
Steueramnestie einen Entwurf für eine vereinfachte Erbenbesteuerung in
Konsultation. Er stellte drei Varianten zur Diskussion: eine pauschale Nachsteuer, ein
verkürztes Nachsteuerverfahren und ein vereinfachtes Nachsteuerverfahren für Erben.
Gleichzeitig schlug er vor, die Haftung der Erben für Bussen des Erblassers gänzlich zu
beseitigen und auf die Erhebung einer Busse zu verzichten, wenn Steuerzahler ihre
Hinterziehung selber und vollumfänglich anzeigen (sog. straflose Selbstanzeige).
Unbestritten war in der Vernehmlassung einzig die Aufhebung der Erbenbusse, über die
restlichen Punkte waren sich die Parteien nicht einig; die Kantone lehnten eine
Steueramnestie ab. In der Wintersession überwies der Nationalrat diskussionslos eine
Motion seiner WAK (Mo. 03.3432), welche den Bundesrat beauftragt, im Falle einer
allgemeinen Steueramnestie gleichzeitig eine Verschärfung der Strafbestimmungen und
der Steuererfassungspraxis vorzubereiten. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.10.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr erklärte der Ständerat eine Motion der WAK-NR (Mo. 02.3638) für
verbindlich, welche die grosse Kammer im Vorjahr überwiesen hatte. Der Vorstoss
fordert den Bundesrat auf, rasch eine Botschaft zur Unternehmenssteuerreform II
vorzulegen, die insbesondere den Verzicht auf eine Beteiligungsgewinnsteuer,
Verbesserungen der Situation von Personenunternehmungen bei der Geschäftsaufgabe
und der Nachfolgeregelung sowie eine Milderung der wirtschaftlichen
Doppelbesteuerung der Dividenden vorsieht. Anfang Dezember schickte der Bundesrat
drei Modelle für die Unternehmenssteuerreform II in die Vernehmlassung. Während die
ersten beiden neben der Entlastung auf den ausgeschütteten Dividenden auch ein
Teilbesteuerungsverfahren bei Veräusserung auf so genannt qualifizierten Beteiligungen
ins Auge fassen, beschränkt sich das dritte einzig auf die steuerliche Entlastung von
Gewinnausschüttungen. Alle drei Modelle beinhalten gezielte Massnahmen zugunsten
der Personenunternehmen, etwa mit Blick auf den Generationenwechsel. In der
Einführungsphase müssen die Kantone je nach Modell mit Mindereinnahmen von 700-
730 Mio Fr. rechnen, der Bund mit 30-60 Mio Fr. Das durch die steuerliche Entlastung
erzielte Wirtschaftswachstum führe jedoch zu zusätzlichen Einnahmen, so dass
langfristig ein Teil der Reform selbstfinanzierend sei. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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Als bekannt wurde, dass das Referendum gegen das Steuerpaket zustande gekommen
war, die Volksabstimmung darüber aber voraussichtlich erst im Frühjahr 2004
stattfinden wird, beschloss das Parlament auf Antrag des Bundesrates, die Änderungen
im Bereich der Ehe- und Familienbesteuerung sowie der Stempelabgaben nicht am 1.
Januar 2004, sondern erst am 1. Januar 2005 in Kraft zu setzen (die
Wohneigentumsbesteuerung ist davon nicht betroffen, da die neuen Regelungen erst
ab 2008 rechtskräftig werden). Eine rückwirkende Inkraftsetzung im Falle einer
Annahme der Vorlage in der Abstimmung hätte erhebliche praktische Probleme für
Steuerzahler und Steuerbehörden geschaffen. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Auf Antrag des Bundesrates verabschiedete das Parlament in der Frühlingssession eine
dringliche Änderung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer, welche die
Folgen der kalten Progression bis zum Inkrafttreten der Reform der Ehe- und
Familienbesteuerung berücksichtigt. Zu reden gab nicht der an sich unbestrittene
Ausgleich der kalten Progression, sondern die Kurzfristigkeit der Vorlage, bei welcher
der Bundesrat auf ein Vernehmlassungsverfahren verzichtet und damit dem
Mitbestimmungsrecht der Kantone nicht Rechnung getragen hatte. Kantonsvertreter
und Ratslinke kritisierten, dass die Vorlage in das laufende Abstimmungsverfahren zum
Steuerpaket eingreife. Die bürgerliche Mehrheit setzte sich jedoch mit ihrer Ansicht
durch, dass mit der Vorlage die notwendige Transparenz und Klarheit für die
Stimmbürger geschaffen werde. Im Gegensatz zum Bundesrat, der die im Steuerpaket
verankerten neuen Tarife und Abzüge nur um die bis Ende 2004 aufgelaufene Teuerung
von 6,5% hatte ausgleichen wollen, entschied das Parlament, die Teuerung erst dann
auszugleichen, wenn sie effektiv 7% erreicht hat; der mit dem Steuerpaket verbundene
neue Tarif wäre voll der Teuerung anzupassen, die neuen Abzüge hingegen der seit dem
Inkrafttreten des Steuerpakets (2005) aufgelaufenen Teuerung. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst gab der Bundesrat seine Vorschläge betreffend Sofortmassnahmen im
Bereich der Ehepaarbesteuerung in die Vernehmlassung. Um die bestehende
Ungleichbehandlung von Zweiverdiener-Ehepaaren gegenüber gleich situierten
Zweiverdiener-Konkubinatspaaren abzubauen, änderte die Regierung den
Zweiverdienerabzug. Konkret schlug sie vor, 50% des niedrigeren Ehepaarverdienstes
bis zu einem Maximum von 55'000 Fr. zum Abzug zuzulassen. Die zu erwartenden
Mindereinnahmen von 750 Mio Fr. sollten sowohl einnahmen- als auch ausgabenseitig
finanziert werden. In seinen Antworten auf zwei Anfragen Fehr (sp, ZH) (Anfrage 05.1133
und 05.1134) bezüglich des Fahrplans zur Individualbesteuerung erklärte der Bundesrat,
mit der Annahme widersprüchlicher Motionen habe das Parlament keinen
wegweisenden Entscheid vorgelegt. Die Regierung werde daher den
Grundsatzentscheid fällen und sich für eines der Steuersysteme entscheiden müssen,
wolle jedoch vorerst die Auswertung der Vernehmlassung zu den Sofortmassnahmen
bei der Ehepaarbesteuerung abwarten. Betreffend Steuergutschriften halte sie
ungeachtet eines Systementscheides an ihrer ablehnenden Haltung gegenüber Abzügen
vom Steuerbetrag fest. Um eine allfällige Einführung erwerbsabhängiger
Steuergutschriften zu prüfen, habe sie eine Expertenkommission eingesetzt. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Mai präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Sofortmassnahmen im
Bereich der Ehepaarbesteuerung. Um der in der Vernehmlassung geäusserten Kritik
Rechnung zu tragen, schlug die Regierung eine Lösung vor, welche die Vorschläge der
Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren aufnimmt: Der Zweiverdienerabzug beträgt
50% des niedrigeren Ehepaarverdienstes bis zu einem Maximum von 12'500 Fr. (statt
55'000 Fr.) – unter Beibehaltung des Minimalansatzes von heute höchstens 7600 Fr. Mit
dem neuen Verheiratetenabzug von 2500 Fr. pro Ehepaar reduziert sich zudem die
verfassungswidrige Mehrbelastung von Zweiverdienerehepaaren; von dieser
Steuerentlastung profitieren auch Rentnerehepaare, Einverdienerehepaare und
Ehepaare, deren Einkünfte aus anderer Quelle als Erwerbseinkommen stammen. Auf die
in der Vernehmlassungsvorlage vorgesehene Mehrbelastung von Alleinstehenden wird
verzichtet. Die Sofortmassnahmen befreien zwei Drittel der benachteiligten Ehepaare
völlig und einen Drittel teilweise von der „Heiratsstrafe“, ohne einen Systementscheid
zwischen Individualbesteuerung und Splitting zu präjudizieren. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.05.2006
MAGDALENA BERNATH
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Im Sommer behandelte der Ständerat die Vorlage zu den Sofortmassnahmen im
Bereich der Ehepaarbesteuerung. Eintreten war unbestritten. In der Detailberatung
sprach sich der Rat mit 25:10 Stimmen für den neuen Verheiratetenabzug auch für
Paare aus, bei denen nur ein Partner erwerbstätig ist, und verwarf damit einen
Minderheitsantrag Sommaruga (sp, BE), welcher diesen streichen wollte. Die Vorlage
passiert die Gesamtabstimmung mit 35:0 Stimmen.

Im Nationalrat hatten ein Nichteintretens- und zwei Rückweisungsanträge keine
Chance: Eine Minderheit Genner (gp, ZH) fand es unverständlich, vor dem anstehenden
Systementscheid Splitting/Individualbesteuerung kostspielige Sofortmassnahmen zu
beschliessen. Eine Minderheit Jacqueline Fehr (sp, ZH) forderte statt des neuen
Verheiratetenabzugs eine Tarifanpassung, um keine Ungerechtigkeit bei den
Rentnerpaaren zu schaffen, während Wäfler (edu, ZH) das Steuersystem auf den
Haushalt als wirtschaftliche Einheit abstützen wollte. Gemäss Bundesrat Merz schaffe
eine Tarifanpassung statt des Verheiratetenabzugs neue Probleme. In der
Detailberatung unterlag ein Minderheitsantrag von Jacqueline Fehr (sp, ZH), der statt
des Verheiratetenabzugs auch für pensionierte Ehepaare, die über zwei
Renteneinkommen verfügen, den höheren Zweiverdienerabzug vorsah. Bundesrat Merz
lehnte den Zweiverdienerabzug für Rentner vor allem aus finanziellen Gründen ab. Die
Kommissionssprecher Zuppiger (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) räumten eine
Benachteiligung der verheirateten Rentner ein, doch schien ihnen diese im Hinblick auf
das neue Steuersystem, das in absehbarer Zeit realisiert werden soll, vertretbar. Die
Vorlage, die Mindereinnahmen von 650 Mio Fr. (davon 540 Mio für den Bund) zur Folge
hat, wurde in der Gesamtabstimmung gegen Stimmen aus dem links-grünen Lager
angenommen. Das Geschäft passierte die Schlussabstimmung im Ständerat mit
Einstimmigkeit und im Nationalrat mit 166:0 Stimmen bei 19 Enthaltungen. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Vernehmlassung über die vier Modelle für die definitive Lösung der
Ehepaarbesteuerung waren sich die Parteien, Kantone und Verbände zumindest darin
einig, dass Ehepaare steuerlich entlastet werden müssen. Zur Diskussion standen
einerseits das Modell der Individualbesteuerung, bei welchem jeder Ehegatte sein
eigenes Einkommen versteuert, dasjenige des Vollsplitting, bei dem das gemeinsame
Einkommen zum Steuersatz des halben Gesamteinkommens besteuert wird, das Modell
der freien Wahl, bei dem die Ehepaare zwischen einem Teilsplitting und der reinen
Individualbesteuerung auswählen können und als letztes Modell dasjenige des Status
quo, wo es bei der heutigen Veranlagung mit zwei verschiedenen Tarifen für Ehepaare
und Unverheiratete bleibt, aber der Tarifverlauf neu festgelegt wird. Während die Linke
die Einführung der Individualbesteuerung verlangte, schwankten die Bürgerlichen
zwischen der Variante des Vollsplitting und derjenigen der freien Wahl. Der
Gewerkschaftsbund, Travail Suisse, Pro Familia, die SP und die Grünen hätten allerdings
am liebsten ein fünftes Modell, bei dem nicht Ehepaare, sondern Eltern tiefer besteuert
würden. Dass diese Forderung mehrheitsfähig sein könnte, zeigten auch die
Vernehmlassungsantworten der anderen Parteien: SVP, CVP und EVP forderten
ebenfalls Erleichterungen für Familien mit Kindern. In die gleiche Richtung zielte auch
ein Postulat Meier-Schatz (cvp, SG) (Po. 06.3692), welches den Bundesrat aufforderte,
einen Bericht zu erstellen, in welchem er Modelle einer Familienbesteuerung
vorschlägt, bei denen das Kind als Ausgangspunkt genommen wird. Dieses wurde vom
Nationalrat knapp mit 94 zu 84 Stimmen angenommen. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Bei der Behandlung der Legislaturplanung war man sich allgemein einig, dass mit der
steuerlichen Entlastung der Familien bei der direkten Bundessteuer jetzt zügig
vorangegangen werden müsse. Während der Ständerat vorerst die steuerliche
Entlastung von Familien und Ehepaaren festschreiben wollte, erreichte eine Minderheit
aus FDP und SVP im Nationalrat mit 90 zu 88 Stimmen, dass alle natürlichen Personen,
insbesondere aber Ehepaare und Familien davon profitieren sollten. Gegen einen
Antrag der Linken, die befand, mit dieser Erweiterung werde ein spezifisch
familienfreundlicher Steuerungseffekt vergeben, stimmte der Ständerat hier zu; als
Begründung führte der Kommissionssprecher an, man habe mit diesem Passus nicht die
Alleinstehenden diskriminieren wollen, eine Korrektur, die der Nationalrat nun
vorgenommen habe. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2008
MARIANNE BENTELI
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Im Dezember gab der Bundesrat seine Vorschläge für eine steuerliche Entlastung der
Familien in die Vernehmlassung. Der Antrag Schwaller auf einen „Kindertarif“ wurde
dabei nicht berücksichtigt. Grundlage bilden ein erhöhter Kinderabzug bei der direkten
Bundessteuer und die Einführung eines Abzuges für die Fremdbetreuung von Kindern.
Zudem soll bei Alleinerziehenden und bei getrennt lebenden Eltern eine Besteuerung
gemäss der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sichergestellt werden. Die Massnahmen
der Vorlage werden bei der direkten Bundessteuer zu Mindereinnahmen von rund 500
bis 600 Mio Fr. führen. Gleichzeitig nahm der Bundesrat auch Kenntnis vom Ergebnis
der Vernehmlassung zum Systementscheid bei der Ehepaarbesteuerung. Die
Vernehmlassung hatte zu einer Pattsituation geführt. Der Bundesrat verzichtete deshalb
vorläufig auf einen Grundsatzentscheid betreffend individuelle oder gemeinsame
Besteuerung von Ehegatten. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.11.2008
MARIANNE BENTELI

Im Februar schickte der Bundesrat die Vorlage zur steuerlichen Entlastung von
Familien in die Vernehmlassung. Damit soll eine rasche Entlastung von Familien erreicht
werden ohne dabei jedoch einen Systemwechsel bei der Ehegattenbesteuerung zu
forcieren. Ein solcher Systementscheid war nach einer ersten Vernehmlassung als nicht
mehrheitsfähig eingestuft und deshalb vorläufig vertagt worden.

Die neue Vorlage enthielt deshalb nur rasch umsetzbare Verbesserungen bei der
Berücksichtigung der Kinderkosten im Steuerrecht. Das Ziel der Reform war die
Verbesserung der horizontalen Steuergerechtigkeit in zweierlei Hinsicht. Einerseits
sollen Steuerpflichtige mit und ohne Kinder steuerlich gleicher gestellt werden.
Andererseits sollen auch erwerbstätige Eltern, welche ihre Kinder fremdbetreuen
lassen, und Haushalte, bei denen ein Elternteil die Kinder selbst betreut, steuerlich
nach Massgabe ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit möglichst gleichbehandelt
werden. In der Vernehmlassung wurden zwei Ausprägungen der Reform zur Diskussion
gestellt. Die Kombinationslösung beinhaltete einerseits die Erhöhung des
Kinderabzuges und andererseits die Einführung eines Abzuges für die Fremdbetreuung
der Kinder. Bei der Alternative Elterntarif wurde die Einführung eines dritten Tarifs für
Ehepaare mit Kindern und alleinerziehende Steuerpflichtige statt der Erhöhung des
Kinderabzuges vorgeschlagen.

Die Auswertung der Vernehmlassung zeigte, dass die generelle Zielsetzung der Reform,
nämlich die steuerliche Entlastung von Familien, grossmehrheitlich begrüsst wird. Auch
war relativ unbestritten, einen Abzug für die Kosten der Fremdbetreuung von Kindern
einzuführen. Ob dafür jedoch eine Erhöhung des Kinderabzuges bei der direkten
Bundessteuer oder die Einführung eines Elterntarifs die bessere Lösung sei, war
umstritten. Praktisch alle Kantone, die Finanzdirektorenkonferenz sowie fünf
bürgerliche Parteien und mehrere Organisationen (zum Beispiel Economiesuisse)
sprachen sich für die Erhöhung des Kinderabzuges und damit für die
Kombinationslösung aus. Für den Elterntarif votierten die SP, die Grünen und die CVP,
die Sozialdirektorenkonferenz sowie die Mehrheit der Organisationen (zum Beispiel die
Gewerkschaften). Der Bundesrat sprach sich schliesslich für den Elterntarif aus mit der
Begründung, dass damit den beiden Stossrichtungen der Reform am besten Rechnung
getragen werde. Insbesondere werden Familien mit mittlerem Einkommen mit dem
Elterntarif stärker entlastet als mit der Kombinationslösung.

Konkret schlug der Bundesrat in seiner im Mai vorgelegten Botschaft an das Parlament
vor, für Familien mit Kindern bei der direkten Bundessteuer einen Elterntarif
einzuführen. Dieser Tarif führt zu einer Entlastung von 170 Fr. pro Kind, die den
bestehenden Kinderabzug ergänzt. Weiter soll bei der direkten Bundesssteuer ein
Abzug für die Fremdbetreuung von Kindern bis zum 14. Altersjahr von maximal 12'000
Fr. pro Jahr eingeführt werden. Die Kantone werden verpflichtet, einen
entsprechenden Abzug auch im kantonalen Recht einzuführen. Die Kantone können frei
über die Obergrenze eines solchen Abzuges befinden, fast alle kennen bereits heute
einen entsprechenden Abzug.

Neben der steuerlichen Entlastung von Familien mit Kindern soll durch eine Änderung
des Steuerharmonisierungsgesetzes die Tarifautonomie der Kantone bei der
Besteuerung von Alleinerziehenden nach deren wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit
wiederherstellt werden. Dies bedeutet, dass Alleinerziehende und Konkubinatspaare
künftig nach dem schärferen Tarif besteuert werden und nicht mehr der mildere
Verheiratetentarif angewendet wird. Ausserdem sollen Eltern, die nicht gemeinsam
besteuert werden, jedoch das gemeinsame Sorgerecht besitzen, unter bestimmten
Voraussetzungen je die Hälfte des Kinderabzuges geltend machen können. Diese

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.05.2009
NATHALIE GIGER
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Reformvorschläge führen zu Mindereinnahmen von rund 600 Mio Fr. Davon fallen fast
500 Mio Fr. an den Bund, während die Kantone Mindereinnahmen von 100 Mio Fr.
erwarten. 27

Bei der Behandlung der Vorlage zur steuerlichen Entlastung von Familien beschloss der
Ständerat Eintreten ohne Gegenantrag. Ein Rückweisungsantrag von Maximilian
Reimann (svp, AG) blieb chancenlos. Reimann hatte argumentiert, dass die aktuelle
Vorlage Familien benachteilige, die ihre Kinder vollumfänglich selbst betreuen würden.
In der Detailberatung war vor allem die Höhe des Kinderbetreuungsabzuges sowie das
Datum der Inkraftsetzung des Gesetzes umstritten. Beim maximal abzugsfähigen Betrag
für die Kinderbetreuung wurde diskutiert, ob dieser wirklich 12'000 Fr. betragen sollte
oder doch nur 8500 Fr. wie von einer die politischen Lager übergreifenden Minderheit
gefordert wurde. Diese argumentierte, dass die effektiven Betreuungskosten heute
durchschnittlich zwischen 5000 und 6000 Fr. lägen und nicht wenige Kantone einen
wesentlichen tieferen Betrag für den Abzug vorsehen. Auch könnte dadurch, dass so
viel mehr Geld für die Kinderbetreuung als für den Kinderabzug ausgegeben werde,
tatsächlich der Eindruck entstehen, dass Frauen, die ihre Kinder selbst betreuen,
benachteiligt seien. Mit 25 zu 15 Stimmen setzte sich jedoch die Kommissionsmehrheit
und damit die Fassung des Bundesrates durch.

Was die Frage der Inkraftsetzung des neuen Gesetzes anbelangte, sprach sich die
vorberatende Kommission für einen früheren, rückwirkenden Termin aus (1. Januar
2010). Der Bundesrat hatte für den 1. Januar 2011 plädiert und argumentierte, die
rückwirkende Inkraftsetzung sei vollzugstechnisch faktisch ausgeschlossen, dies vor
allem wegen der echten Gegenwartsbemessung der quellenbesteuerten Personen. Der
Rat schloss sich dieser Argumentation an und folgte dem Bundesrat. In der
Gesamtabstimmung wurde das Gesetz nach der Vorlage des Bundesrates mit 36 zu 2
Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen.

Im Nationalrat wurde von der grünen Fraktion Nichteintreten sowie von zwei linken
Minderheitsanträgen Rückweisung gefordert, mit dem Auftrag, zuerst darzulegen wie
sich die Einkommensausfälle in Zeiten der Krise auf den Finanzhaushalt auswirken.
Diese Anträge fanden jedoch keine Rückendeckung und wurden klar verworfen. In der
Detaildebatte erzeugte wiederum die genaue Ausgestaltung des
Kinderbetreuungsabzuges und des Kinderabzuges am meisten Diskussion. Die SVP
argumentierte wiederum, dass die Vorlage die traditionelle Familie, die sich selbst um
die Kinder kümmere, benachteilige. Deshalb verlangte sie einen Abzug für alle Familien
und nicht nur für jene, die ihre Kinder auswärts betreuen liessen. Dieser
Minderheitsantrag blieb jedoch ohne Chancen im Rat.

Bei der exakten Ausgestaltung der Abzüge setzte sich nach langer Diskussion
schliesslich der Vorschlag von Lucrezia Meier-Schatz (cvp, SG) durch, der den neuen
Abzug für die Kinderbetreuung auf 10'000 statt 12'000 Fr. beschränkt, im Gegenzug
jedoch den Rabatt auf den Steuerbetrag von 170 auf 250 Fr. pro Kind erhöht. Diese
Ausgestaltung der Abzüge richtet die Steuerreform stärker auf die tieferen Einkommen
aus und wurde deshalb von den Linken und der CVP unterstützt.

In der Frage der Inkraftsetzung folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit, die
auf einer frühen Einführung der Reform beharrte, und sprach sich für den 1. Januar
2010 als Einführungsdatum aus. Die Kommission argumentierte, dass nur so eine
möglichst rasche Entlastung der Familien durchgesetzt werden könne und auch ein
Zeichen für die Ankurbelung der Konjunktur gesetzt werden könne. In der
Gesamtabstimmung passierte die Gesetzesvorlage schliesslich mit 135 zu 21 Stimmen.

In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat stillschweigend an der Inkraftsetzung
2011 fest, während er in der Frage der Höhe der Steuerabzüge auf die Regelung des
Nationalrates einschwenkte. Der Nationalrat stimmte in der zweiten Lesung der
späteren Inkraftsetzung zu, worauf das Geschäft noch in der gleichen Session definitiv
verabschiedet werden konnte. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2009
NATHALIE GIGER
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Seit der Kanton Zürich im Jahr 2009 in einer Volksabstimmung die Abschaffung der
Pauschalbesteuerung beschlossen hatte, wurde dieses Thema sowohl auf kantonaler
wie auch auf nationaler Ebene wieder vermehrt diskutiert. In mehreren Kantonen sind
im Berichtsjahr parlamentarische Vorstösse zum Thema eingereicht worden oder
Volksinitiativen zur Abschaffung der Aufwandsbesteuerung, wie die
Pauschalbesteuerung offiziell heisst, in der Vorbereitung oder bereits zustande
gekommen. Auch die Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und
Finanzdirektoren (FDK) hatte sich in der Vergangenheit wiederholt mit der Thematik
auseinandergesetzt. Im Jahr 2007 hatte sie Empfehlungen zur Harmonisierung der
Regelungen von Bund und Kantonen abgegeben. Im Jahr 2009 wurde die FDK erneut
aktiv und beauftragte die zuständige Kommission für die Harmonisierung der direkten
Steuern des Bundes, der Kantone und der Gemeinden, Vorschläge zur verbesserten
Anwendung der Aufwandbesteuerung auszuarbeiten. Auch der Bundesrat erkannte
Handlungsbedarf und schickte eine Revision zur Verschärfung der Regelungen zur
Besteuerung nach Aufwand in die Vernehmlassung. Darin hielt er fest, dass er die
Besteuerung nach dem Aufwand als wichtiges steuerpolitisches Instrument mit
erheblicher volkwirtschaftlicher Bedeutung und langer Tradition sieht. Gezielte
Anpassungen sollen nun dazu führen, dass die Akzeptanz dieses Instruments in der
Bevölkerung erhalten bleibt und es soll sowohl Standorts- als auch
Gerechtigkeitsüberlegungen Rechnung getragen werden. Konkret schlägt der Bundesrat
vor, als Mindestlimite für die Festsetzung des Aufwandes neu das Siebenfache statt wie
früher das Fünffache des Mietpreises resp. des Mietwertes festzulegen. Weiter soll auf
Bundesebene neu eine Mindeststeuer von 400'000 Fr. pro Jahr gelten. Die Kantone
werden ebenfalls verpflichtet einen Mindestwert einzuführen, sie dürfen ihn jedoch frei
wählen.  29
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Ende August schickte der Bundesrat eine Vorlage zur ausgewogenen Paar- und
Familienbesteuerung in die Vernehmlassung. Das Ziel der anvisierten Revision bestand
darin, im Rahmen der direkten Bundessteuer eine im Einklang mit der Verfassung
stehende Besteuerung zu verankern, die sich gegenüber den verschiedenen
Partnerschafts- und Familienmodellen möglichst neutral verhielt. Um die relativ höhere
Steuerbelastung von Ehepaaren gegenüber Konkubinatspaaren zu eliminieren, wurde
ein Modell ins Auge gefasst, das einen Mehrfachtarif mit alternativer Steuerberechnung
vorsah. Um eine ausgewogenere Belastungsdifferenz zwischen Einverdiener- und
Zweiverdienerehepaaren zu erzielen, wurde für Einverdienerehepaare ein Abzug
vorgeschlagen. Unverheiratete mit Kindern sollten zudem zum Grundtarif besteuert
werden. Damit Alleinerziehende mit tieferen und mittleren Einkommen nicht stärker als
bisher belastet wurden, sollte ihnen ein neuer Sozialabzug gewährt werden. 30
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Im Mai nahm der Bundesrat die Ergebnisse der Vernehmlassung zur ausgewogenen
Paar- und Familienbesteuerung zur Kenntnis, die sich die Eliminierung der
steuerlichen Benachteiligung von Ehepaaren zum Ziel gesetzt hatte. Aufgrund der
überwiegend negativen Rückmeldungen beschloss die Landesregierung, die Vorlage zu
sistieren. Die Volksinitiative der CVP „Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe“
erschien dem Bundesrat das geeignetere Instrument zu sein, um bezüglich der seit
Jahren umstrittenen Ehepaarbesteuerung den lang ersehnten Durchbruch zu
erzielen. 31
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Im November 2015 gab der Bundesrat bekannt, dass er die auf Ende 2015 versprochene
Botschaft zur Revision des Steuerstrafrechts nicht vorlegen werde. Die kritischen
Rückmeldungen aus der Vernehmlassung sowie die Einreichung der Volksinitiative „Ja
zum Schutz der Privatsphäre“ hätten gezeigt, dass die Erfolgschancen dieser Revision
gering seien. Entsprechend werde er die Revision des Steuerstrafrechts
zurückstellen. 32
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Im Juni 2017 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zu einer Revision des
Verrechnungssteuergesetzes (VStG). Neu soll die Eidgenössische Steuerverwaltung bei
der Rückerstattung der Verrechnungssteuer kulanter sein können. Konkret sollen
natürliche, in der Schweiz ansässige Personen die Rückerstattung ihrer
Verrechnungssteuer auch dann fordern können, wenn sie vor der Rechtskräftigkeit der
ordentlichen Veranlagung nichtdeklarierte Beträge nachdeklarieren oder die
Steuerbehörden ein Versäumnis entdecken. Damit würde die Verschärfung der Praxis
aufgrund zweier Bundesgerichtsurteile rückgängig gemacht. Die Bundesratsvorlage
nahm das Anliegen einer Motion Schneeberger (fdp, BL) auf, die der Bundesrat aufgrund
einer zu wenig expliziten Formulierung der zeitlichen Begrenzung der
Rückforderungsmöglichkeiten zur Ablehnung empfohlen hatte. 

In der Vernehmlassung stiess die Vorlage mehrheitlich auf Zustimmung, gegen einzelne
Bestimmungen gab es jedoch durchaus Einwände von allen Seiten. Insbesondere eine
Ergänzung im erläuternden Bericht, wonach die Rückerstattung nur bei Vorliegen eines
Strafurteils verwirkt werden könne, stiess vor allem bei den Kantonen auf Kritik. Sie
betonten, dass ein Abwarten von Strafurteilen zu jahrzehntelangen Verzögerungen
führen könne und daher nicht praktikabel sei. Zudem befürchteten sie, dass die
kantonalen Behörden dadurch im Zweifelsfall auf ein Strafverfahren verzichten und
eine Rückerstattung gewähren würden. Dadurch müssten sie aber womöglich die
entsprechenden Kosten selber übernehmen, falls die ESTV anschliessend der Ansicht
sei, dass ein Strafverfahren hätte durchgeführt werden müssen. Stattdessen sollen die
kantonalen Verrechnungssteuerämter die Berechtigung erhalten, zu prüfen, ob eine
Nicht- oder Falschdeklaration fahrlässig oder vorsätzlich erfolgte. Umstritten war auch
die eigentliche Raison d’être des betreffenden Artikels, nämlich die Ablauffrist für
entsprechende Anträge: Sollen Nachdeklarationen bis zum Ablauf der Frist für
Einsprachen gegen die Veranlagung möglich sein, wie es der bundesrätliche Vorschlag
vorsah, oder zum Beispiel bis zum Ende der dreijährigen Antragsfrist für
Rückerstattungen, wie es die CVP vorschlug? Uneinig waren sich die
Vernehmlassungsteilnehmenden auch bezüglich der Frage, ob die entsprechende
Regelung rückwirkend und somit auch für die zahlreichen aus diesem Grund
zurückgestellten Fälle gelten soll. Einige Kantone sowie die Finanzdirektorenkonferenz
lehnten die Rückwirkungsklausel ab, da sie zu rechtsungleichen Ergebnissen führen
würde. 
Die SP und einzelne Kantone wiesen zudem darauf hin, dass sich die Deklarationsmoral
seit der Verschärfung der Praxis verbessert hatte, sich mit der aktuellen Änderung aber
vermutlich wieder verschlechtern werde. Die SP gab an, sie unterstütze die Änderung
unter Vorbehalt und bei einer strikten Auslegung der Fahrlässigkeit. Kritischer zeigte
sich der Städteverband, der die Verwirkungsvorschrift nicht aufweichen wollte. Die
Verwirkung solle als Regelfall beibehalten werden und der entsprechende Artikel
bestehen bleiben. Stattdessen sollen die Ausnahmen in einem zweiten Absatz erläutert
werden. Auch der SGB bestand darauf, dass keine Anreize zur Falsch- oder
Nichtdeklaration geschaffen werden, damit die Verrechnungssteuer auch zukünftig
ihren Zweck als Sicherungssteuer erfülle. 33
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Bei der anfangs Dezember 2017 zu Ende gegangenen Vernehmlassung zur
Steuervorlage 17 (SV17) gingen 127 Stellungnahmen ein. Unbestritten waren die
Dringlichkeit sowie die Ziele der Reform, ansonsten beurteilten die Teilnehmenden die
Vorlage jedoch sehr unterschiedlich: Die KdK und die Finanzdirektorenkonferenz (FDK),
alle Kantone sowie die Städte- und Gemeindeverbände hiessen den bundesrätlichen
Vorschlag mehrheitlich gut, forderten jedoch einen Kantonsanteil an der direkten
Bundessteuer von 21.2 Prozent anstelle der im Entwurf vorgeschlagenen 20.5 Prozent.
Zahlreiche Kantone sprachen sich zudem dafür aus, die vom Bundesrat im Vergleich zur
USR III fallen gelassene zinsbereinigte Gewinnsteuer auf überdurchschnittliches
Eigenkapital wieder aufzunehmen, wie es vor allem der Kanton Zürich im Vorfeld
gefordert hatte. Diese Forderung wurde auch von verschiedenen Organisationen,
Verbänden und Kantonalparteien – insbesondere aus dem Kanton Zürich – unterstützt. 
Auch die SVP befürwortete die zinsbereinigte Gewinnsteuer und forderte zusätzliche
steuerliche Massnahmen wie einen erhöhten Steuerabzug für Start-ups. Zudem sprach
sie sich für eine Senkung der Gewinnsteuer des Bundes von 8.5 auf 7.5 Prozent aus.
Dies sollte den Spielraum der Kantone weiter vergrössern und stellte eine Reaktion auf
die Senkung der Konzerngewinnsteuern in den USA dar. Diese Absicht unterstützte auch
die FDP.Die Liberalen. Sie forderte zudem, die vorgeschlagenen steuerlichen
Massnahmen für fakultativ zu erklären, um die konkrete Ausgestaltung den Kantonen zu
überlassen – eine Position, die unter anderem auch die Economiesuisse teilte. Einig war
man sich im bürgerlichen Lager mehrheitlich in der Kritik zur Erhöhung des
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Mindestansatzes der kantonalen Dividendenbesteuerung als
Gegenfinanzierungsmassnahme. Zahlreiche bürgerliche Parteien und Organisationen,
darunter die SVP, die FDP.Die Liberalen, die BDP, der Gewerbeverband und die
Vereinigung der Familienunternehmen Swiss Family Business sprachen sich gegen diese
aus, da damit in den Ermessensspielraum der Kantone eingegriffen werde und eine
solche Regelung insbesondere den KMU schade. Die GLP schlug alternativ vor, die
Gewinnsteuer an die Dividendenbesteuerung zu koppeln: Eine höhere
Dividendenbesteuerung würde folglich tiefere Gewinnsteuern erlauben. 
Auch Akteure aus dem linken politischen Spektrum äusserten Kritik an der vorgelegten
SV17. Die SP lehnte die Fördermassnahmen wie die Patentbox und die Abzüge für
Forschung und Entwicklung ab und beantragte, diese – falls sie doch eingeführt würden
– zeitlich zu befristen. Sie befürwortete die vorgeschlagenen
Gegenfinanzierungsmassnahmen, diese gingen ihr jedoch zu wenig weit: Die
Dividendenbesteuerung sei auf mindestens 80 Prozent auf Kantons- und auf 100
Prozent auf Bundesebene zu erhöhen. Zudem sollten die Mindestvorgaben für die
Familienzulagen auf mindestens CHF 50 erhöht werden, erklärte sie. Für den SGB
stellte die Erhöhung der Dividendenbesteuerung auf 70 Prozent das Minimum dar, er
schlug sogar eine Erhöhung auf 100 Prozent sowie eine Erhöhung der Kinderzulagen auf
CHF 100 und eine Einschränkung des Kapitaleinlageprinzips (KEP) vor. TravailSuisse und
Centre Patronal forderten die Einführung eines Vaterschaftsurlaubs entsprechend der
gleichnamigen Initiative. Für die Grünen ging die Steuervorlage 17 in die falsche
Richtung, da sie den Steuerwettbewerb weiter anheize und intransparente
Steuerausfälle zur Folge habe. Sie forderten einen Mindeststeuersatz für Unternehmen
sowie Korrekturen an der USTR II, insbesondere eine Einschränkung des KEP. 
Eine Aufteilung der Vorlage – wie sie bereits kurz nach Ablehnung der USR III als «Plan
C» diskutiert worden war – brachte schliesslich die CVP ins Spiel: In einem ersten
Schritt sollen nur die breit akzeptierten und dringlichsten Elemente – die Abschaffung
der Sonderregeln für Statusgesellschaften, die Erhöhung des Kantonsanteils auf 21.2
Prozent sowie die Anpassung des Finanzausgleichs – vorgenommen werden. Die neuen
Steuerprivilegien sowie die Erhöhung der Dividendenbesteuerung und der
Kinderzulagen würden erst in einem zweiten Schritt diskutiert. Diesen Vorschlag
unterstützte der Verband Swissholdings, da «die internationale Schweizer Wirtschaft
auf die rasche Abschaffung der heutigen Regimes [...]» angewiesen sei.
Die Medien zogen im Anschluss an die Vernehmlassung insbesondere Parallelen zur
Steuerreform im Kanton Waadt: Dieser hatte als Ausgleich zu den Steuersenkungen für
die Unternehmen zusätzliche Sozialausgaben für Kindergeld, Kinderbetreuungsbeiträge
und Subventionen für die Krankenkassenprämien gesprochen, woraufhin die
Kantonsbevölkerung sowohl die USR III als auch die kantonale Umsetzungsgesetzgebung
gutgeheissen hatte. Diesem Vorbild habe nun auch Finanzminister Maurer folgen
wollen, seine sozialen Kompensationsmassnahmen seien jedoch auf wenig Anklang
gestossen – sie seien gemäss Tages-Anzeiger als «Feigenblatt» wahrgenommen
worden. 34

Als Antwort auf die Motionen der FDP.die Liberalen-Fraktion (Mo. 04.3276, Mo.
05.3299) und von Pirmin Bischof (cvp, SO) (Mo. 10.4127, Mo. 16.3044) sowie der
Postulate der BDP-Fraktion (Po. 11.3545) und der FK-NR (Po. 14.3005) unterbreitete der
Bundesrat im März 2018 dem Parlament die Botschaft zur Änderung des
Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer bezüglich einer ausgewogenen Paar-
und Familienbesteuerung. Die entsprechenden Vorstösse beantragte er zur
Abschreibung. 
In den Motionen war bemängelt worden, dass Zweiverdienerehepaare mit höheren
Einkommen sowie Rentnerehepaare mit mittleren und höheren Einkommen bisher
steuerlich stärker belastet worden waren als Konkubinatspaare in gleichen
wirtschaftlichen Verhältnissen. Auch die Belastungsrelation zwischen Einverdiener- und
Zweiverdienerehepaaren wurde als unausgewogen kritisiert. Die neue Regelung sollte
daher gegenüber verschiedenen Partnerschafts- und Familienmodellen möglichst
neutral sein und zu ausgewogenen Belastungsrelationen führen. Dazu wird das Modell
«Mehrfachtarif mit alternativer Steuerberechnung» eingeführt, bei dem die
Steuerbehörden sowohl die Steuerbelastung der Ehepaare bei ordentlicher
gemeinsamer Veranlagung – also bei Addition der Einkommen –, als auch eine
alternative Steuerbelastung unter Berücksichtigung der tatsächlichen Abzüge der
Ehepartner, wie sie auch bei Konkubinatspaaren zur Anwendung kommt, berechnen.
Der tiefere der beiden Steuerbeträge wird dem Ehepaar in Rechnung gestellt. Somit
stelle diese Lösung gemäss der bundesrätlichen Botschaft einen Kompromiss zwischen
Individual- und gemeinsamer Ehepaarbesteuerung dar, wobei sich die Belastung der
Zweiverdienerehepaare derjenigen bei einer Individualbesteuerung annähere. Da durch

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.21 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



diese Änderung aber die Belastungsunterschiede zwischen Einverdiener- und
Zweiverdienerehepaaren anstiegen, werde ein Einverdienerabzug in der Höhe von CHF
8100 geschaffen. 
Bisher waren Ehepaare bei der direkten Bundessteuer gemäss Botschaft auch
benachteiligt, weil alleinerziehende Personen sowie im Konkubinat lebende Personen
mit Kindern den sogenannten Elterntarif, den Verheiratetentarif mit einem Abzug vom
Steuerbetrag, geltend machen konnten, jedoch ohne dass ihre Einkommen addiert
wurden. Um diese „verfassungswidrige Privilegierung von Konkubinatspaaren mit
Kindern“, wie sie die Botschaft nennt, zu beseitigen, kommt neu für sämtliche
unverheirateten Personen mit Kindern der Grundtarif zur Anwendung. Folglich steigt
aufgrund der Gesetzesänderung die Steuerbelastung von Konkubinatspaaren mit
Kindern in Abhängigkeit des Einkommens. Auch für Ehepaare mit Kindern wird bei der
alternativen Steuerberechnung somit der Grundtarif verwendet; ansonsten wären die
Mindereinnahmen bei der direkten Bundessteuer deutlich höher ausgefallen. Diese
Mehrbelastung gegenüber geltendem Recht wird jedoch für alleinerziehende Eltern, die
mitunter am stärksten durch Armut und andere soziale Benachteiligungen bedroht sind,
durch einen Abzug in der Höhe von CHF 11‘500 verhindert. Nicht betroffen von diesen
Regelungen ist der mit dem Bundesgesetz über die steuerliche Entlastung von Familien
mit Kindern eingeführte Abzug vom Steuerbetrag von CHF 251 pro Kind, der weiterhin
allen Eltern zur Verfügung steht. 
Insgesamt wird die Gesetzesänderung Minderheinnahmen bei der direkten
Bundessteuer von CHF 1.15 Mrd. mit sich bringen, wovon CHF 950 Mio. auf den Bund
und CHF 200 Mio. auf die Kantone entfallen. Der Bundesrat betonte jedoch, dass sie
verglichen mit anderen Modellen zur Abschaffung der sogenannten «Heiratsstrafe»
weniger Mindereinnahmen verursache. Er gehe zudem davon aus, dass die tiefere
Grenzsteuerbelastung die Arbeitsanreize erhöhe und somit ein mittelfristiger
Beschäftigungseffekt von rund 15'000 Vollzeitstellen festzustellen sein werde. 

Die Medien beschrieben die Vorlage tags darauf mehrheitlich als Übergang von der
Ehestrafe zur Konkubinatsstrafe. So würden 90 Prozent der Ersparnisse 11 Prozent aller
Ehepaare – denjenigen mit einem steuerbaren Einkommen über CHF 100'000 – zugute
kommen, während die Steuerabzüge von Konkubinatspaaren mit Kindern aufgrund des
wegfallenden Elterntarifs anstiegen. 35

Im Mai 2018 legte der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft für eine Erhöhung des
Steuerabzugs von Kosten für die Betreuung von Kindern durch Dritte von CHF 10'100
auf CHF 25'000 pro Kind vor. Die bisherige Beschränkung der abzugsfähigen Beträge
bei der Bundessteuer treffe gemäss Bundesrat vor allem einkommensstarke Haushalte
mit hohem Erwerbsumfang beider Elternteile, da solche Familien kaum von
subventionierten Betreuungsplätzen profitierten und gleichzeitig aufgrund der
Steuerprogression höhere Steuern bezahlten. Im Rahmen der Fachkräfteinitiative des
Bundesrates sollen unter anderem negative Erwerbsanreize im Steuersystem reduziert
werden, zudem soll die Vorlage die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern.
Unverändert bleiben die Anspruchsvoraussetzungen für den Steuerabzug. Auf eine
Bestimmung für eine minimale kantonale Abzugsobergrenze – in den Kantonen variieren
die Obergrenzen zwischen CHF 3'000 und den gesamten Aufwendungen für die externe
Kinderbetreuung – verzichtete der Bundesrat, nachdem diese in der Vernehmlassung
von den Kantonen stark kritisiert worden war. Kurzfristig rechnete der Bundesrat mit
jährlichen Mindereinnahmen von CHF 10 Mio., langfristig sollen diese Mindereinnahmen
jedoch durch positive Beschäftigungsimpulse – der Bundesrat schätzt die daraus
resultierende Zunahme an Vollzeitstellen auf 2'500 – mindestens kompensiert werden.
In der Vernehmlassung hatte jedoch fast die Hälfte der Kantone diese positiven Effekte
bezweifelt: Es müssten auch Mitnahmeeffekte und Streuverluste berücksichtigt werden;
so gäbe es auch Personen, die von den Steuerabzügen profitierten, die ihr
Arbeitspensum dadurch jedoch nicht erhöhten. Dennoch hatte sich eine Mehrheit der
Kantone in der Vernehmlassung für die Erhöhung des Abzugs in der direkten
Bundessteuer ausgesprochen. 36
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Im Mai 2018 behandelte der Nationalrat die Revision des Verrechnungssteuergesetzes
als Erstrat. Für die WAK-NR erörterte Leo Müller (cvp, LU) insbesondere die Änderungen
– respektive die unterlassenen Änderungen – in der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Version im Vergleich zur Vernehmlassungsversion: Der Bundesrat habe zwei
Nebenpunkte ergänzt, ein Meldeverfahren für Naturalgewinne, die der
Verrechnungssteuer unterliegen, sowie die Aufhebung von obsoleten Bestimmungen zu
den Arbeitsbeschaffungsreserven. Nicht aufgenommen habe er hingegen die in der
Vernehmlassung vielfach geforderte Möglichkeit, die Nachdeklaration zu einem
späteren Zeitpunkt als vor Einsprachefrist für die Einkommenssteuerveranlagung
vorzunehmen, sowie eine grosszügigere Ausgestaltung der Übergangsregelung. Folglich
beantragte die Kommission mehrheitlich, die Frist auf die Dauer des Veranlagungs-,
Revisions- oder Nachsteuerverfahrens auszudehnen sowie rückwirkend auf alle seit
dem 1. Januar 2014 abgehandelten, noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Fälle zu
beziehen. Schliesslich solle die Gesetzesänderung nicht wie vom Bundesrat gewünscht
auf den 1. Januar 2020, sondern – sofern bis zum 31. Januar 2019 kein Referendum
zustande kommt – rückwirkend auf den 1. Januar 2019 in Kraft treten. Für die linke
Ratshälfte erinnerten Ada Marra (sp, VD) und Regula Rytz (gp, BE) daran, dass nicht klar
sei, wer von dieser Revision betroffen sei und welche finanziellen Auswirkungen sie mit
sich bringen würde. Ursprünglich habe die Verrechnungssteuer einen Ansporn sowie
eine Garantie für die Ehrlichkeit der Steuerzahler dargestellt, dieser Sicherungszweck
sei durch weitere Lockerungen des Gesetzes jedoch gefährdet. Finanzminister Maurer
kritisierte insbesondere die Rückwirkungsklausel, die aus Sicht des Bundesrates nicht
mit der Bundesverfassung konform sei. Zudem sei die Formulierung unklar: Sei das
Übergangsrecht nur auf Fälle anzuwenden, die noch nicht rechtskräftig sind, oder
wären auch bereits rechtskräftige Fälle betroffen? Bezüglich Letzterem musste auch
Leo Müller eingestehen, dass dies in der Kommission zu wenig klar ausdiskutiert worden
sei. Er verwies jedoch auf den Ständerat, der diese Frage nach Annahme der Regelung
im Erstrat noch klären könne. 
Die grosse Kammer beantragte Eintreten ohne Gegenantrag. In der Detailberatung
waren die Fronten klar: Mit 131 zu 54 Stimmen verlängerte der Nationalrat die Frist für
Nachdeklarationen, mit 129 zu 52 Stimmen hiess er die Rückwirkungsklausel trotz
Unklarheiten gut und mit 129 zu 48 Stimmen sprach er sich für eine frühere, ebenfalls
rückwirkende Inkraftsetzung auf Anfang 2019 aus. Erfolglos wehrten sich die SP- und die
Grünen-Fraktion sowie der Genfer FDP-Nationalrat Benoît Genecand (fdp, GE) gegen
die drei Anträge. Genecand enthielt sich in der Gesamtabstimmung der Stimme, so dass
die Vorlage mit 134 zu 48 Stimmen bei 1 Enthaltung dem Zweitrat übergeben wurde. 37
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Im Juni 2018 erklärte das EFD in einer Medienmitteilung, dass die bisherigen Angaben
zur Höhe der von der Heiratsstrafe betroffenen Zweiverdienerehepaaren falsch
gewesen seien: Bisher sei man von 80'000 betroffenen Zweiverdienerehepaaren
ausgegangen, habe dabei aber die entsprechenden Ehepaare mit Kindern vergessen
mitzuzählen. Durch Einschluss dieser Gruppe erhöht sich die Zahl auf 454'000
Ehepaare; kombiniert mit den zuvor korrekt berechneten 250‘000 betroffenen
Rentnerehepaaren zahlen folglich insgesamt 704'000 Ehepaare mehr Steuern als
Konkubinatspaare. Die ursprünglich kommunizierte Zahl von 80'000 hatte unter
anderem auch als Informationsgrundlage zur Volksinitiative «Für Ehe und Familie –
gegen die Heiratsstrafe» gedient, die 2016 mit 49.2 Prozent Ja-Stimmen nur knapp
gescheitert war. Entsprechend reichte die CVP als Initiantin des Anliegens nur wenige
Tage nach Bekanntwerden der korrekten Zahlen in acht Kantonen
Abstimmungsbeschwerden ein und zog diese nach Nichteintretensentscheiden in den
Kantonen ans Bundesgericht weiter. In der Folge entschied sich die WAK-SR mit 11 zu 0
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) die Beratung des Bundesgesetzes über die direkte
Bundessteuer bezüglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung zu
sistieren, bis der Bundesrat Rechenschaft über die Fehler abgelegt und korrekte Zahlen
vorgelegt habe. Bis dahin sollte auch das Urteil des Bundesgerichts zu den
Abstimmungsbeschwerden vorliegen, erklärte die Kommission. 38
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In der Herbstsession 2018 beschäftigte sich der Ständerat mit der Revision des
Verrechnungssteuergesetzes, insbesondere mit den drei vom Nationalrat gegenüber
der bundesrätlichen Botschaft geschaffenen Änderungen. Beim «Kernstück der
Revision», wie es Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) ausdrückte, hatte sich die
WAK-SR mit 9 zu 3 Stimmen auf die Seite des Nationalrats geschlagen: Nachmeldungen
sollen nicht nur bis zum Ende der Einsprachefrist zur Veranlagung möglich sein,
sondern auch, solange Veranlagungs- oder Nachsteuerverfahren noch nicht
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rechtskräftig abgeschlossen sind, die Veranlagung also noch hängig ist. Diese
Möglichkeit gelte aber nicht endlos, erklärte Bischof dem Rat: Bereits mit der
bisherigen Rechtsetzung sei eine Rahmenfrist von 3 Jahren im Regelfall vorgesehen.
Finanzminister Maurer erachtete diese Änderung als problematisch: Die
Steuerpflichtigen hätten die Pflicht, die Veranlagung zu prüfen, wodurch fahrlässig
verursachte falsche Angaben bereits entdeckt werden sollten. Liesse man den
Steuerpflichtigen aber so viel Spielraum, wie es der Nationalrat und die Kommission
beabsichtigten, würden es einige Personen womöglich «darauf ankommen lassen».
Dann könnten sie die Rückerstattungen der Verrechnungssteuer bei einer allfälligen
Verfahrenseröffnung «in letzter Minute» noch geltend machen und dies als Fehler oder
Unterlassung deklarieren. Auch eine Minderheit Levrat (sp, FR) sprach sich für die
Regierungsvorlage aus. Das Argument der Befürworter der nationalrätlichen Lösung,
wonach die Regelung nur für Fahrlässigkeit, nicht aber für Betrugsabsichten gelte, liess
Levrat nicht gelten: Solche Betrugsabsicht könnten kaum je nachgewiesen werden,
argumentierte er. Trotz dieser Einwände folgte der Ständerat der Mehrheit seiner
Kommission mit 30 zu 13 Stimmen. 
Ein weiterer Streitpunkt betraf das Inkrafttreten des neuen Gesetzes. Aufgrund
verfassungsrechtlicher Bedenken und Unsicherheit darüber, ob eine generelle
Rückwirkung bis zum 1. Januar 2014 – wie sie der Nationalrat beschlossen hatte – auch
für rechtskräftig abgeschlossene Fälle gelten würde, reichte eine Minderheit um Martin
Schmid (fdp, GR) einen Alternativvorschlag ein: Eine Rückwirkung soll dann möglich
sein, wenn «über den Anspruch auf Rückerstattung der Verrechnungssteuer noch nicht
rechtskräftig entschieden worden ist.» Diesem Minderheitsantrag folgte der Ständerat
mit 24 zu 18 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Zudem nahm die kleine Kammer einen
Änderungsantrag der Kommission bezüglich der Meldefrist für Gewinne aus Geldspielen
an, da diesbezüglich eine Inkongruenz zum Geldspielgesetz bestanden hatte. In der
Gesamtabstimmung stimmte die Ständekammer der Revision des
Verrechnungssteuergesetzes mit 30 Stimmen bei 11 Enthaltungen zu. 

Noch in der Herbstsession 2018 bereinigten die Räte die Verrechnungssteuerrevision.
Ohne grosse Diskussionen folgte der Nationalrat der kleinen Kammer in allen restlichen
Differenzen und stimmte der Vorlage stillschweigend zu. Mit 38 zu 1 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) und 137 zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahmen die beiden Räte die
Revision in den Schlussabstimmungen an, im Nationalrat sprachen sich die Fraktionen
der SP und der Grünen geschlossen gegen die Vorlage aus. 39

«Der Bundesrat will für einmal nicht die Welt verbessern, (...) er will ein ganz kleines
Steuerproblem lösen», beteuerte Finanzminister Maurer gegen Ende der
nationalrätlichen Debatte zur Erhöhung des Steuerabzugs von Kosten für die
Betreuung von Kindern durch Dritte in der Frühjahrssession 2019. Der Bundesrat hatte
beabsichtigt, im Rahmen seiner Fachkräfte-Initiative den Steuerabzug für externe
Kinderbetreuung zu erhöhen, um so für Personen mit hohen Einkommen Anreize zu
schaffen, sich trotz Kindern stärker in die Arbeitswelt zu integrieren. Finanzminister
Maurer rechnete mit etwa 2500 Vollerwerbsstellen, die so besetzt werden könnten. Das
beschränkte Zielpublikum der Massnahme erachteten aber verschiedene
Kommissionsminderheiten als diskriminierend – diese reichten folglich weiterführende
Vorschläge ein. 
Den Anfang machte Jacqueline Badran (sp, ZH) mit einem Rückweisungsantrag an die
WAK-NR: Diese solle anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung einen
Systemwechsel hin zu einem Gutschriftensystem für Kinder einrichten, durch das
Familien unabhängig von Lebensform und Einkommen für jedes Kind eine Gutschrift
erhielten. Die bisherigen Kinderabzüge sollten hingegen gestrichen werden. Dadurch
könne die Ungleichbehandlung der Familien aufgrund ihrer Einkommenshöhe durch die
bisherige Regelung korrigiert werden. Der Nationalrat folgte diesem Antrag nicht und
sprach sich mit 134 zu 54 Stimmen für Eintreten aus. 
Regula Rytz (gp, BE) erachtete Familien mit hohen Einkommen durch die aktuelle
Regelung als benachteiligt, da diese die Betreuungsplätze durch ihre Steuern
finanzierten, selbst aber keine finanzielle Unterstützung erhielten und die vollständigen
Betreuungstarife bezahlen müssten. Daher wollte sie diese Familien entlasten, indem
der vom Bundesrat vorgesehene Abzug auf die Betreuung in institutionellen
Betreuungsformen wie Kitas, Tagesschulen, Tagesfamilien oder Tagesmütter begrenzt
würde. Dadurch könne überdies verhindert werden, dass die Kosten von privat
angestellten Nannys, die überdies Hausarbeit verrichteten, ebenfalls abgezogen werden
könnten, argumentierte Rytz. Ihr Antrag fand jedoch nur in der SP und bei den Grünen
Unterstützung und wurde mit 139 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verworfen. 
Auch Thomas Aeschi (svp, ZG) argumentierte mit einer Ungleichbehandlung
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verschiedener Familien: Er kritisierte, dass die Vorlage nur jenen Familien
Betreuungsabzüge gewähre, die ihre Kinder gegen Entgelt fremdbetreuen liessen.
Familien, die ihre Kinder selbst betreuten oder private Lösungen gefunden hätten,
würden so diskriminiert. Darum schlug er vor, den Abzug der
Kinderdrittbetreuungskosten auch dann zu gewähren, wenn keine direkten Kosten
anfielen. Diese Lösung – gemäss Kommissionssprecherin Kathrin Bertschy (glp, BE) von
der Kommission als Neuauflage der SVP-Familieninitiative eingestuft – fand nur bei
einem Grossteil der SVP-Fraktion, der Hälfte der CVP/EVP-Fraktion und bei einem
Mitglied der BDP Anklang und wurde folglich mit 116 zu 74 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. 
In eine ähnliche Richtung ging der Einzelantrag Kutter (cvp, ZH), der die allgemeinen
Kinderabzüge, also unabhängig von der Betreuungssituation der Kinder, von CHF 6'500
auf CHF 10'000 erhöhen wollte. Trotz des Einwands des Finanzministers, dass ein
Vorschlag, der CHF 350 Mio. koste, nicht einfach angenommen werden könne, ohne
dass er zuvor in der Vernehmlassung gewesen sei, stimmte ihm der Rat mit 100 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu: Die Fraktionen der SVP und der CVP/EVP sowie eine
Mehrheit der BDP-Fraktion stellten sich hinter die höheren Kinderabzüge. 
In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 131 zu 48 Stimmen (bei 14
Enthaltungen) für die Vorlage aus. Die Nein-Stimmen stammten von den Mitgliedern der
SP, von einem Teil der Grünen sowie von einzelnen SVP-Mitgliedern. 40

Die steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten und vor allem ihre
vom Nationalrat geänderte Form sorgten im Ständerat in der Sommersession 2019 für
ausführliche Diskussionen. Bereits in den Kommissionen waren Anträge auf Sistieren
und Rückweisung an den Bundesrat abgelehnt worden und auch in der Plenumsdebatte
stand ein Rückweisungsantrag Zanetti (sp, SO) im Raum. Durch eine Rückweisung an
den Bundesrat könne dieser die Vorlage insofern ändern, als der Abzug nicht mehr bei
der Bemessungsgrundlage, sondern beim Steuerbetrag vorgenommen werde, erklärte
Zanetti. Dadurch profitierten zwar nicht alle Eltern, aber doch ein grösserer Teil des
Mittelstandes als bei der bisherigen Regelung. Dieser Vorschlag traf im Rat nicht auf
offene Ohren. Für die Kommission legte Andrea Caroni (fdp, AR) drei Argumente gegen
eine solche Regelung dar: Sie sei unpraktikabel; man solle beim steuerbaren
Einkommen ansetzen, da dieses durch die Zuschüsse für Kinderbetreuung steige; und
ein Abzug auf dem steuerbaren Einkommen könne für Leute mittleren Einkommens
interessanter sein, weil davon auch die Kita-Tarife betroffen seien. Erich Ettlin (cvp,
OW) wies darauf hin, dass man sich für einen Abzug auf dem Steuerbetrag, bei dem die
persönliche Situation berücksichtigt werde, oder für einen fixen Tarif entscheiden
müsse, beides gehe nicht. Gemäss Finanzminister Maurer stelle ein Abzug beim
Steuerbetrag überdies einen Paradigmenwechsel bei den Steuern dar, der zuerst in die
Vernehmlassung geschickt werden müsse. Mit 30 zu 12 Stimmen sprach sich der Rat in
der Folge gegen den Rückweisungsantrag aus. 
Umstritten blieb die Vorlage auch in der Detailberatung: Hier lag ein Antrag Föhn (svp,
SZ) vor, der bezüglich des Kinderabzugs dem Nationalrat folgen und diesen von CHF
6500 auf CHF 10'000 erhöhen wollte. Wie bereits im Erstrat wies Bundesrat Maurer vor
allem auf die Ausfälle bei der direkten Bundessteuer in der Höhe von CHF 350 Mio. hin,
die eine solche Regelung mit sich bringen würde. Kommissionssprecher Caroni erklärte,
dass eine solche Erhöhung keine Erwerbsanreize mit sich bringe und damit die
Zielsetzung der Vorlage verfehle. Peter Föhn entgegnete, dass Abzüge aufgrund von
Betreuungskosten diskriminierend seien für Eltern, die ihre Kinder selbst betreuten.
«Immer und immer wieder rühmen wir die Vorteile des sogenannten traditionellen
Familienbildes», betonte er, gleichzeitig schaffe man aber Anreize dafür, dass beide
Eltern arbeiteten «und die Kleinen sollen dann das Nachsehen haben». Mit dieser
Regelung solle man «Familien mit kleinen und mittleren Einkommen»
entgegenkommen. Damit widersprach er dem vorgängigen Hinweis von Roberto Zanetti,
wonach Familien erst ab einem steuerbaren Einkommen von CHF 170'000 von der
Vorlage profitieren würden. In der Folge sprach sich die Mehrheit des Ständerats mit 25
zu 19 Stimmen für die bundesrätliche Version aus und lehnte eine Erhöhung des
allgemeinen Kinderabzugs ab. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die
Vorlage mit 35 zu 5 Stimmen an. 41
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Als Reaktion auf die Aufhebung der Volksabstimmung durch das Bundesgericht und als
Ergänzung zur Botschaft vom März 2019 erliess der Bundesrat im August 2019 eine
Zusatzbotschaft zum Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer bezüglich einer
ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung. Darin aktualisierte er die Schätzungen
bezüglich der von der Heiratsstrafe – also von einer verfassungswidrigen Mehrbelastung
– betroffenen Personen und der Auswirkungen der Vorlage. Da die direkte
Bundessteuer von den Kantonen erhoben werde, kenne der Bundesrat die tatsächliche
Zahl der Betroffenen nicht und müsse diese schätzen, schickte er voraus. Nun stütze er
sich auf die neue Schätzung vom Juni 2018, gemäss der 450'000
Zweiverdienerehepaare und 250'000 Rentnerehepaare betroffen seien. Die Reform
würde daher – ebenfalls schätzungsweise – Mindereinnahmen von CHF 1.5 Mrd., CHF 1.2
Mrd. beim Bund und CHF 300 Mio. bei den Kantonen, nach sich ziehen. Auch zur
Situation von Ehepaaren in den Sozialversicherungen machte er Angaben: Zwar seien
diese gegenüber Konkubinatspaaren aufgrund der Plafonierung der AHV-Maximalrente
auf 150 Prozent schlechter gestellt, bei den übrigen Leistungen und Beiträgen der AHV
seien sie hingegen bevorteilt. Insgesamt ergebe sich daher ein ausgewogenes Bild,
weshalb er diesbezüglich keinen Handlungsbedarf sehe, erklärte der Bundesrat
weiter. 42
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Im August 2019 setzte sich die WAK-SR mit dem Bundesgesetz über die direkte
Bundessteuer bezüglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung
auseinander und zeigte sich mit der bundesrätlichen Botschaft mehrheitlich
einverstanden: Eintreten war unbestritten und die Kommission nahm die Vorlage mit
nur einer Änderung – die Kommission will den Elterntarif nicht abschaffen – mit 8 zu 4
Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Dennoch war die Behandlung der Vorlage keinesfalls so
einhellig, wie diese Resultate vermuten lassen: Die Kommission lehnte äusserst knapp,
mit 6:6 Stimmen und Stichentscheid des Präsidenten, zwei Rückweisungsanträge an
den Bundesrat zur Schaffung von alternativen Besteuerungsmodellen respektive einer
zivilstandsneutralen Ausgestaltung des Gesetzes ab. Ähnlich knapp sprach sie sich auch
gegen Minderheitsanträge auf die Streichung des Zweiverdienerabzugs, des
Einverdienerabzugs sowie des Verheiratetenabzugs aus. 

Die entsprechenden Minderheitsanträge versprachen Spannung in die Behandlung
durch den Ständerat in der Herbstsession 2019 zu bringen. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) wollte den Bundesrat beauftragen, auf die Individualbesteuerung oder andere
alternative Steuermodelle zu setzen, während eine Minderheit Caroni (fdp, AR) auch
Paaren im qualifizierten Konkubinat die Möglichkeit geben wollte, die Steuern alternativ
berechnen zu lassen. Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) fasste die neuere
Vorgeschichte dieses Geschäfts zusammen und verwies darauf, dass diese Vorlage
allenfalls als faktischer Gegenvorschlag zur Volksinitiative der CVP, nicht aber als
tatsächlicher, indirekter Gegenvorschlag verstanden werden könne. Die Frist für eine
allfällige erneute Abstimmung, die der Bundesrat auf den 27. September 2020 gesetzt
habe, könne bei einer Verbindung der Initiative mit dieser aktuellen Vorlage und im
Falle der Rückweisung Letzterer an den Bundesrat nicht eingehalten werden. 
In der Folge legte Thomas Hefti seinen Minderheitsantrag dar. Er erklärte, dass der
administrative Mehraufwand durch den sogenannten «Mehrfachtarif mit alternativer
Steuerberechnung» vermutlich deutlich grösser sei, als der Bundesrat jetzt anerkenne,
und dass die Zuordnung der Einkommen, zum Beispiel bei Ehepartnern mit einem
gemeinsamen Geschäft, vermutlich nicht immer so einfach sei. Zudem habe dieser
Vorschlag zahlreiche Probleme zur Folge, die ihrerseits neue Lösungen und Probleme
nach sich zögen. Dies alles könne umgangen werden, wenn man stattdessen auf die im
Kanton Waadt bereits bewährte Individualbesteuerung setze. Andrea Caroni verwies in
der Folge und in Bezug zu seinem Minderheitsantrag darauf, dass es eben nicht nur die
Heiratsstrafe gebe, sondern diese auf Kantonsebene durch verschiedene Boni
aufgehoben würde und es auch einen Heiratsbonus sowie eine Konkubinatsstrafe gebe.
Die aktuelle Vorlage wolle nun wieder eine Bevorzugung eines Zivilstandes schaffen –
Ehepaare würden neu im schlimmsten Fall gleich behandelt wie Konkubinatspaare, aber
allenfalls besser gestellt. Zudem würden diejenigen Instrumente, die zur Milderung der
Heiratsstrafe geschaffen worden seien, konkret also der Verheiratetentarif, der
Zweiverdienerabzug, und neu auch der Einverdienerabzug, beibehalten und die
Verheirateten so sogar noch stärker bevorzugt. «Das wären dann also ein Fünfer, ein
Weggli und ungefähr drei Bäckersfrauen dazu», kritisierte er. Man solle es daher den
Konkubinatspaaren ermöglichen, dieselben Vorteile zu geniessen wie die Verheirateten.

Die folgenden Wortmeldungen verdeutlichten den Graben im Rat: Unterstützung erhielt
der Antrag Hefti von linker Seite; Anita Fetz (sp, BS), Christian Levrat (sp, FR) und Paul
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Rechsteiner (sp, SG) meldeten sich unterstützend zu Wort. Konrad Graber (cvp, LU)
hingegen nannte den Minderheitsantrag Hefti aufgrund seiner Wirkung «ein Spielen auf
Zeit», da es im Rat zwei ungefähr gleich starke Lager für die Individualbesteuerung und
für ein Splitting gebe, wie es Hans-Rudolf Merz in seiner Zeit als Finanzminister einmal
formuliert habe. Eine Rückweisung an den Bundesrat habe folglich eine Verzögerung
um zwei bis drei Jahre zur Folge, anschliessend sei man aber noch immer nicht klüger.
Deshalb solle man diese mit der Verfassung konforme Vorlage, wie sie heute auf dem
Tisch liege, beraten und ihr zustimmen. Mit diesem Fazit zeigten sich Mitglieder der
CVP, der SVP und teilweise der FDP sowie Finanzminister Maurer einverstanden.
Nach zahlreichen Hinweisen verschiedener Sprecher darauf, dass dieses Problem seit
35 Jahren auf eine Lösung warte, sprach sich der Rat ohne Gegenantrag für Eintreten
aus. Mit 25 zu 18 Stimmen stimmte der Ständerat in der Folge jedoch für den
Minderheitsantrag Hefti und somit für eine Rückweisung an den Bundesrat sowie für
eine umfassende Neubehandlung durch Letzteren, worauf Andrea Caroni seinen
Minderheitsantrag zurückzog. 43

In jeweils vier Sitzungen bereinigten National- und Ständerat das Bundesratsgeschäft
über die steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten. Die beiden
Räte konnten sich in der Frage, ob der Kinderabzug bei den direkten Bundessteuern
pro minderjährigem oder in schulischer Ausbildung stehendem Kind von CHF 6'500 auf
CHF 10'000 erhöht werden soll, bis zum Ende des Differenzbereinigungsverfahrens
nicht einigen: Der Nationalrat befürwortete die entsprechende Erhöhung, wobei die
Zustimmung zwischen den Behandlungen von 98 zu 90 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
auf 126 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stieg. Die FDP-Liberale-Fraktion hatte
dazwischen vom gegnerischen ins Befürworterlager des erhöhten Abzugs gewechselt.
Beat Walti (fdp, ZH) erklärte, man könne zu diesem Punkt stehen, da er als Konter gegen
einen Abzug von CHF 25'000 für alle Familien ohne Erwerbserfordernis ins Gesetz
aufgenommen worden sei. Im Grundsatz sei es auch nicht falsch, die Familien
steuerlich zu entlasten. Die SP-, die Grüne und die GLP-Fraktion lehnten die
Änderungen bis zum Schluss ab. Sie komme vor allem Familien mit hohen Einkommen
zugute, kritisierte zum Beispiel Prisca Birrer-Heimo (sp, LU). Zudem schränke sie den
Handlungsspielraum für Massnahmen ein, die wirkungsvoller und effizienter wären,
legte Kathrin Bertschy (glp, BE) das Hauptargument für die grünliberale Ablehnung dar. 
Diese Argumente dominierten auch das Differenzbereinigungsverfahren im Ständerat.
Kurz vor dessen erster Behandlung des Geschäfts hatte die WAK-SR gemäss ihrem
Sprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) ihre Position geändert: Da das Bundesratsgeschäft
zur Abschaffung der Heiratsstrafe kurz zuvor an die Kommission zurückgewiesen
worden sei, wodurch man zwar einerseits Geld spare, aber andererseits die Ehepaare
vorerst nicht unterstützen könne, wolle man wenigstens die Kinderzulagen erhöhen.
Der Ständerat sprach sich jedoch mit 22 zu 21 Stimmen und mit 23 zu 20 Stimmen
zweimal für Minderheitsanträge auf Festhalten aus. Die folglich notwendig gewordene
Einigungskonferenz empfahl die Position des Nationalrats mit 19 zu 7 Stimmen zur
Annahme, eine Minderheit Birrer-Heimo sprach sich für die Abschreibung der
gesamten Vorlage in dieser Form aus. Ihr Antrag war jedoch im Nationalrat wie erwartet
chancenlos: Mit 124 zu 55 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) stimmte die grosse Kammer der
Vorlage erneut zu. Im Ständerat stellte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag
auf Rückweisung an die Kommission als Alternative zum Abschreibungsantrag. Die
Kommission solle die «finanziellen und verteilungspolitischen Folgen auch im
Quervergleich der Steuervorlagen unter Einbezug der Kantone» abklären;
Finanzminister Maurer versprach eine Auslegeordnung bis zur Wintersession. Der
Ständerat lehnte jedoch den Ordnungsantrag mit 23 zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
ab und stimmte schliesslich dem Antrag der Einigungskonferenz mit 21 zu 20 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) äusserst knapp zu. Somit setzte sich der Nationalrat mit seiner
Version durch. Die Schlussabstimmungen waren nur noch Formsache, mit denselben
Allianzen wie zuvor nahmen der Nationalrat die Vorlage mit 132 zu 62 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und der Ständerat mit 25 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Damit
war das Geschäft jedoch noch nicht vom Tisch: SP-Fraktionschef Nordmann (sp, VD)
kündigte noch vor der Schlussabstimmung an, dass seine Partei ein weiteres Mal das
Referendum «gegen eine verfehlte steuerpolitische Vorlage» ergreifen werde. 44
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Im Oktober 2019 entschied sich die WAK-NR äusserst knapp mit 13 zu 12 Stimmen,
ihrem Rat die Rückweisung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer
bezüglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung an den Bundesrat zu
empfehlen. Die Vorlage trage den gesellschaftlichen Entwicklungen nicht Rechnung und
zementiere das geltende System, kritisierte die Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit
Ritter (cvp, SG) erachtete jedoch die Lösung des Problems als Verantwortung des
Parlaments und betonte, dieses könne die nötigen Änderungen ja im Rahmen der
Beratung vornehmen; eine Rückweisung nach 35-jähriger Vorarbeitszeit hingegen
«grenze an Arbeitsverweigerung», kritisierte Ritter in der Ratsdebatte. Nach einer
neuerlichen Grundsatzdebatte zu den Fragen, welches Familienmodell gefördert werde
respektive gefördert werden solle, ob sozialpolitische Überlegungen in einem
steuerpolitischen Geschäft überhaupt relevant seien und ob solche Überlegungen eine
neuerliche Verzögerung rechtfertigten, folgte der Nationalrat mit 113 zu 80 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) dem Antrag der Kommissionsmehrheit und wies das Geschäft an den
Bundesrat zurück. Grösstenteils stimmten die Fraktionen geschlossen: Die SP-, die
FDP.Liberalen-, die Grünen- und die Grünliberale-Fraktion sprachen sich geschlossen
für die Rückweisung aus, die SVP-Fraktion geschlossen dagegen. Einzig in der Mitte-
Fraktion scherten die drei BDP-Nationalräte Lorenz Hess (bdp, BE), Martin Landolt (bdp,
GL) und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) aus und sprachen sich ebenfalls für die
Rückweisung aus. 45
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Wie angekündigt begann die SP kurze Zeit nach der parlamentarischen Schlussberatung
mit der Unterschriftensammlung für das Referendum gegen die Erhöhung des
Kinderabzugs. Die Partei wehrte sich dagegen, dass zukünftig CHF 10'000 statt wie
bisher CHF 6'500 pro Kind von den Steuern abgezogen werden können. Von diesem
«Reichenbonus» würden Alleinerziehende respektive Eltern mit zwei Kindern erst ab
einem Jahreseinkommen von CHF 100'000 respektive CHF 120'000 profitieren, den
Maximalbetrag erreiche man erst ab CHF 200'000 respektive 300'000, betonten
Exponentinnen und Exponenten der Partei. Bei einem Jahreseinkommen von CHF
100'000 zahle man jährlich CHF 90 bis 210 weniger Steuern, bei einem Einkommen von
CHF 150'000 CHF 168 bis 490 weniger und ab einem Einkommen von CHF 200'000 CHF
910. So kämen entsprechend 70 Prozent der Entlastung den 15 Prozent der Familien mit
den höchsten Einkommen zu Gute. «Die, die jetzt entlastet werden, merken nicht
einmal, dass sie entlastet werden», kritisierte etwa Anita Fetz (sp, BS) die Massnahme.
Stattdessen könnten für dieselben Kosten von CHF 350 Mio. die Prämienverbilligungen
um über 10 Prozent aufgestockt werden. Dieser Kritik hatte Finanzminister Maurer in
der Parlamentsdebatte beigepflichtet: 85 Prozent aller Familien würden kaum oder gar
nicht von der Änderung profitieren. «Das ist eine Steuerentlastung für höhere
Einkommen. Das kann man wollen, aber dann darf man das nicht als Familienvorlage
verkaufen», betonte er. Diese Kritik liess Beat Walti (fdp, ZH) gegenüber der NZZ nicht
gelten: Zwar profitierten die Familien von Gutverdienenden von dieser Änderung, sie
bezahlten aber auch den Grossteil der Steuern – 44 Prozent der Familien mit Kindern
bezahlen keine Bundessteuer – und trügen dadurch eine erhebliche Abgabenlast mit
einer Grenzbelastung gegen 50 Prozent. Wenn man schon die Progression nicht ändern
könne, müsse man halt die Abzüge erhöhen. 
Mit dem Hauptargument des «Reichenbonus» machte sich die SP Schweiz zusammen
mit den Grünen an die Unterschriftensammlung. Unterstützt wurden sie gemäss Medien
ab Ende November von einem liberalen Nein-Komitee – hauptsächlich bestehend aus
Mitgliedern der GLP und einzelnen Jungfreisinnigen. Dieses kritisierte die Erhöhung des
Kinderabzugs als «Herdprämie» oder als «Konkubinatsstrafe». Ursprünglich habe die
Vorlage dazu gedient, die Arbeitsanreize für gutverdienende Frauen zu erhöhen.
Dadurch dass nun die Kinderabzüge aber für alle Familien erhöht würden, würden die
Arbeitsanreize von Frauen mit mehreren Kindern verringert, kritisierte etwa Kathrin
Bertschy (glp, BE) die Änderung. Durch die Unterstützung von Einverdiener-Haushalten
– neben anderen Haushaltsformen – würde auch ein konservatives Familienbild
gestärkt. Unterstützung erhielten die Referendumsführenden dabei auch von Avenir
Suisse. Deren Forschungsleiter Marco Salvi betonte gegenüber der Presse, dass ein
Zielkonflikt zwischen finanzieller Entlastung der Familien und Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bestehe und diese Vorlage nur wenig zur Stärkung
der Vereinbarkeit beitrage – und allenfalls sogar kontraproduktiv sei. Die Experten der
Steuerverwaltung erwarteten gemäss Medien aufgrund sich gegenseitig aufhebender
Effekte auch «keinen nennenswerten Einfluss» auf die Arbeitsanreize von
Zweitverdienenden.
Zwar zeigten sich auch die Kantone nicht erfreut über die Vorlage, zumal sie diese CHF
70 Mio. pro Jahr kosten würde, ohne dass sie zuvor in einer Vernehmlassung die
Möglichkeit gehabt hätten, ihre Meinung zu der Erhöhung der Kinderabzüge kundzutun.
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Dennoch wollten sie sich nicht an einem Referendum beteiligen. 

Am 14. Januar 2020 reichte die SP nach eigenen Angaben 60'000 beglaubigte
Unterschriften ein, was die NZZ als «Machtdemonstration» der Partei verstand, die
«scheinbar mühelos» ein Referendum zustandegebracht habe. Parteipräsiedent Levrat
(sp, FR) betonte denn auch gegenüber dem Blick, dass man das Referendum aus
eigener Kraft zustande gebracht habe. Ende Januar bestätigte die Bundeskanzlei das
Zustandekommen des Referendums mit 53'088 gültigen Unterschriften. 46

Im Mai 2020 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Bundesgesetz über
elektronische Verfahren im Steuerbereich, mit dem er die rechtliche Grundlage für die
Weiterentwicklung der Digitalisierung von Verfahren schaffen wollte. Damit sollen das
Ziel der ESTV, zukünftig alle Daten elektronisch zu erhalten und zu verschicken, sowie
die Motion Schmid (fdp, GR; Mo. 17.3371) erfüllt werden. Die Vorlage sah daher vor, die
vollständig elektronische Einreichung der Steuererklärung zu ermöglichen, die
Authentizität und Integrität der übermittelten Daten sicherzustellen sowie eine
elektronische Bestätigung der Daten anstelle einer Unterzeichnung zu realisieren.
Geplant war diese Änderung für Einkommens-, Vermögens-, Gewinn- und
Kapitalsteuern, für den Antrag auf Rückerstattung der Verrechnungssteuer von
natürlichen Personen mit Wohnsitz in der Schweiz sowie für die
Wehrpflichtersatzabgabe – auch weiterhin sollte jedoch eine analoge Eingabe der
Steuererklärung möglich bleiben. Bei Steuern, die in der Zuständigkeit des Bundes
liegen, sowie beim internationalen Informationsaustausch sollten die Betroffenen
hingegen zu einem elektronischen Verfahren verpflichtet werden können. Bereits heute
sei eine elektronische Einreichung der Steuererklärung in den meisten Kantonen
möglich, dem stehe nur die Unterzeichnungspflicht entgegen, erklärte der Bundesrat.
Zukünftig solle dieses Verfahren medienbruchfrei möglich sein. 
Darüber hinaus enthielt die Vorlage zwei weitere Änderungen, die zwar gemäss
Bundesrat nicht direkt mit dem eigentlichen Anliegen der Vorlage zu tun hatten, aber
der Verhältnismässigkeit wegen nicht in einer eigenen Vorlage behandelt würden. So
sollten die Versicherungen der ESTV neu die Ausrichtung von Kapitalleistungen und
Renten der zweiten Säule melden. Zudem sollten die Durchführungsbestimmungen in
Art. 72 STHG, welche die Frist zur Anpassung des kantonalen Rechts an das STHG
beinhalteten, vereinheitlicht und vereinfacht werden. Dabei sollte auch die
Bestimmung zur Verwendung einheitlicher Formulare für die Steuererklärungen
aufgehoben werden, da sie aufgrund von Eigenheiten der Kantone nie vollständig
umgesetzt werden konnte.

Von Juni bis Oktober 2019 hatte die Vernehmlassung zum neuen Bundesgesetz über
elektronische Verfahren im Steuerbereich stattgefunden. 25 Kantone (ausser NE), 7
Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, SVP, SP, Piratenpartei) und 17 Verbände und
Organisationen, darunter der SSV, Economiesuisse, SGV, SGB, FDK oder
TreuhandSuisse, hatten sich daran beteiligt. Sie alle stimmten der Vorlage grundsätzlich
zu, stellten aber teilweise noch weitergehende Forderungen. Die Kantone, die FDK und
die SSK forderten, die Bestimmung über einheitliche Formulare, wie vom Bundesrat
vorgeschlagen, aufzuheben, während Economiesuisse, BDO, EXPERTsuisse und swissICT
diese Pflicht beibehalten wollten. Drei Parteien (CVP, FDP, SVP) und sechs
Organisationen (economiesuisse, EITSwiss, SGV, SSV, Städtische Steuerkonferenz,
TreuhandSwiss) wollten dem Bundesrat nicht die Möglichkeit geben, den
Steuerzahlenden bei Steuern in seiner Zuständigkeit elektronische Verfahren
vorzuschreiben. In der Folge nahm der Bundesrat eine Änderung vor: So
vereinheitlichte er die Übernahmefrist für Änderungen im STHG. Hingegen beliess er es
bei der geplanten Streichung der Bestimmung über die einheitlichen Formulare. 47
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Noch bevor der Abstimmungskampf zur Änderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, über die im Mai
2020 hätte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
März 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben. 
Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgeführte
Erhöhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der bürgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefügte Erhöhung des
Kinderabzugs von CHF 6'500 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhöhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
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Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabzügen? Zur Beantwortung dieser Frage
stützten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte präsentiert hatte. 
Die Befürworterinnen und Befürworter stellten den Nutzen der Vorlage für den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stütze man sich auf die Definition des BFS für
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermässigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegenüber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nütze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je höher das Einkommen, desto grösser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kämen so den 15 Prozent der Familien mit den höchsten Löhnen zu,
während 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren würden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausfällen betroffen wären, berücksichtigt würden, betonte überdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Berücksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfälle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsbüchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgeführt werde. Dies sei
«total irreführend» (Badran gemäss Blick), da niemand die Höhe seines persönlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begründete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsächliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden könne.  
Obwohl die Befürworterinnen und Befürworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhöhung der
Kinderabzüge im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegenüber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung für Gutverdienende
beinhalte: Über den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung für Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfähig sei einzig der «Weg über die Kinderabzüge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese müssten endlich unterstützt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage möglich sei: 60 Prozent aller Familien könnten von einer Erhöhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
für Haushalte mit Kindern), deutlich stärker zumindest als Kinderlose. Brigitte Häberli-
Koller (cvp, TG) befürwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhängig der Betreuungsform entlastet würden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, ergänzte Kutter.
Familiäre Strukturen seien für die Gesellschaft wichtig, überdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegenüber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzüge überhaupt
gerechtfertigt seien. So könne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle würden Kinderabzüge der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfähigkeit widersprechen. Es gäbe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berücksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstützung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzüge, neutral wirkende
Abzüge vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhöhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal höhere Kosten, als für die Erhöhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
war, und übertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verlängerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zukünftig weniger Geld für andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grüne und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grössere
Wirkung auf die Erwerbstätigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabzügen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausfällen führen würde, befürchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben würde, weil kein Geld mehr vorhanden wäre. Verstärkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewältigung der Corona-Pandemie: Hatte der
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Bundesrat während der Budgetdebatte fürs Jahr 2020 noch mit einem Überschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit über CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und über den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Befürwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen». 

Schliesslich waren sich Befürwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
ursprüngliche Ziel der Vorlage, die Förderung der Beschäftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Ergänzung der Kinderabzüge gefördert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhöhung der
Kinderabzüge die Anreize zur Erhöhung der Erwerbstätigkeit verstärke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzüge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstätigkeit bestätigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzüge den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusätzlichem Einkommen) und
förderten damit die Erwerbstätigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstätigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhöhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
stärkerer Effekt auf die Erwerbstätigkeit zu erwarten, damit könne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems für Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhöhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalrätin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.Iv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage möglichst schnell verwirklicht werden
können.
Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhöhung der Erwerbstätigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So störte sich die Weltwoche
überhaupt daran, dass das Steuerrecht «für alle möglichen Zwecke instrumentalisiert»
werde. Es sei nicht dafür da, «bestimmte Lebensmodelle zu fördern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmöglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fühle. 

Bezüglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Befürworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstützt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere für die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekämpft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Ständerat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalrätin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kämpfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hätte.
Damit würden «keine Anreize für arbeitstätige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kämpften vor allem die SP und die Grünen, welche
die Unterschriften für das Referendum gesammelt hatten, für ein Nein. Unterstützt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabzüge aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
befürworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, störten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich für
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekämpft hatte, da es
«kaum zu einer stärkeren Arbeitstätigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhältnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbände nicht zu einer Nein-Parole hätten durchringen können, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war für die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekämpft, vertrat
nun aber – wie im Gesetz für politische Rechte geregelt – die Position des Parlaments.
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Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage persönlich befürworte, wie seine Partei, oder sie ablehne. 

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemäss
Analysen vom Fög und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfänglich auf mässiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit fünf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grünen die Vorlage mehrheitlich befürworteten, zurückgeführt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu können. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («dafür»
oder «eher dafür») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, während die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu ähnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Grünen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin gemäss SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den übrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab. 

Das Resultat der Abstimmung zur Änderung der direkten Bundessteuer über die
steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch beträchtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevölkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am höchsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevölkerungen hätten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemäss
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die französischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
ländlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ähnlich stark ab wie die Kernstädte
(35.8%). Das Resultat könne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklärt werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die persönliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung würde in der Romandie stärker akzeptiert und durch den Staat stärker
unterstützt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Ständerätin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenüber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, während in der Deutschschweiz
hauptsächlich über den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalrätin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu späte Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann für den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
französischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die bürgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere bürgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezölle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen müssten nun Familien mit
tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenprämien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Plätzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhöhung des
Kinderabzugs auch die Erhöhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grüne-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kündigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstützen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusätzlich brauche es auch Lösungen, die sich für
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die Mehrheit der Bevölkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 1'164'415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:
- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV
- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV
* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 48

Die Nachabstimmungsanalyse «Voto» zur steuerlichen Berücksichtigung der
Kinderdrittbetreuungskosten warf einige Wochen nach dem Urnengang etwas Licht auf
die Ursachen für diesen eher unerwarteten Abstimmungsentscheid der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger. Demnach hatten sich die Anhängerschaften aller
sechs grossen Parteien insgesamt gegen die Vorlage ausgesprochen: Am grössten war
die Zustimmung noch bei den Sympathisantinnen und Sympathisanten der FDP (48%
Ja-Stimmen) und der CVP (44%), am niedrigsten bei denjenigen der SP (27%) und der
Grünen (29%). Als Hauptgrund für ihre Ablehnung nannten die Befragten, dass diese
Vorlage nur den Vermögenden nütze – dieses Stimmmotiv erwähnten gemäss Umfrage
63 Prozent der Nein-Stimmenden. Folglich stiess auch das abgefragte Kontra-
Argument, wonach «die höheren Kinderabzüge [...] ein Steuergeschenk für die
reichsten Familien» darstellten, bei 65 Prozent aller Befragten – also auch bei den Ja-
Stimmenden – auf Zustimmung. 
Die Befürwortenden hatten der Vorlage hingegen insbesondere zugestimmt, weil sie
Familien generell unterstützen wollten (25% der Ja-Stimmenden) oder weil sie
persönlich oder ihre Verwandten von der Vorlage profitiert hätten (23%). Auf die
Relevanz des persönlichen Nutzens der Vorlage verweisen die Autoren der Studie auch
bei der Analyse des Stimmentscheids nach Anzahl Kinder und Äquivalenzeinkommen: So
hatten Befragte der höchsten von vier Einkommenskategorien mit minderjährigen
Kindern im eigenen Haushalt – also gut verdienende Eltern, die Zielgruppe der Vorlage –
der Erhöhung der Steuerabzüge zu 70 Prozent zugestimmt. Bei Personen derselben
Einkommenskategorie ohne Kinder lag die Zustimmung bei 36 Prozent, bei Eltern
tieferer Einkommenskategorien zwischen 34 und 44 Prozent. 
Unterschiede gab es darüber hinaus auch zwischen den Sprachregionen: Die Befragten
der Romandie und im Tessin hatten der Vorlage gemäss Abstimmungsresultaten in den
Gemeinden nur knapp nicht (Romandie: 48.2% Ja-Stimmen) oder sogar mehrheitlich
(italienischsprachige Schweiz: 52.1%) zugestimmt. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Indirekte Steuern

Ein Entwurf des Bundesrates zur Revision des Mineralölsteuergesetzes stiess in der
Vernehmlassung grundsätzlich auf Zustimmung. Ab 1. Januar 1997 sollen die Fiskalzölle
auf Mineralölen und Treibstoffen durch eine Verbrauchssteuer ersetzt werden, wobei
die Umwandlung haushaltsneutral erfolgen soll. Eingeführte und inländische Waren
werden künftig gleich behandelt werden. Kritik wurde von bürgerlicher Seite und von
verschiedenen Kantonen gegen eine Indexierung der Steuersätze und die damit
verbundene automatische Anpassung an die Teuerung laut; diese sei im Steuerrecht
nicht gebräuchlich. Graubünden wehrte sich vehement dagegen, dass die neue Steuer
auch im Zollfreigebiet Samnaun gelten soll. Ohne die Zollfreiheit werde dem
abgelegenen Seitental des Engadins eine wichtige Grundlage der wirtschaftlichen
Existenz entzogen. Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmer sprach sich jedoch für
eine Abschaffung des Zollprivileges von Samnaun aus. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.10.1994
EVA MÜLLER
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Im Februar gab der Bundesrat einen Vorentwurf zum neuen Zollgesetz in die
Vernehmlassung, welcher das Zollgesetz von 1925 den geänderten wirtschaftlichen,
gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen anpasst. Der Entwurf lehnt sich
an das Zollrecht der EU an. Die weitgehende  2Übereinstimmung vereinfache den
grenzüberschreitenden Warenverkehr und diene somit vor allem der Wirtschaft. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.02.2001
MAGDALENA BERNATH

Der Vorentwurf zum neuen Zollgesetz stiess in der Vernehmlassung weitgehend auf
Zustimmung. Begrüsst wurden insbesondere die EU-kompatiblen Verfahren. Umstritten
war jedoch, dass das Grenzwachkorps auch Kontrollen im Landesinnern durchführen
soll und zwar in einem Raum von 30 km, was in vielen Grenzkantonen einen Grossteil
des Gebiets ausmacht. Zahlreiche Kantone sahen deshalb ihre Polizeihoheit in Gefahr.
Aus diesem Grund schlug der Bundesrat vor, das Einsatzgebiet und die Zusammenarbeit
zwischen Bund und Kantonen im Grenzraum wie bisher mit Einzelabkommen zu
regeln. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.04.2002
MAGDALENA BERNATH

Ende Oktober gab der Bundesrat eine Änderung des Mineralölsteuer-Gesetzes in die
Vernehmlassung. Ab 2007 sollen umweltschonende Treibstoffe mittels steuerlicher
Anreize gefördert und damit der CO2-Ausstoss im Strassenverkehr gesenkt werden.
Vorgesehen ist, die Mindereinnahmen durch eine höhere Besteuerung des Benzins
vollständig zu kompensieren. (Siehe dazu auch hier) 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Das EFD schickte die Reform zur Vereinfachung des Bundesgesetzes über die
Mehrwertsteuer in die Vernehmlassung. Da die Mehrwertsteuer als zu komplex und für
die Steuerzahler und die Verwaltung administrativ als zu aufwändig und risikoreich
kritisiert wurde, schlug der Bundesrat zahlreiche Änderungsvorschläge von eher
technischer Natur bis hin zu radikalen und innovativen Reformschritten, wie die
Einführung eines einheitlichen Steuersatzes und die Abschaffung möglichst vieler
Steuerausnahmen, vor. Als Modelle standen zur Diskussion: 1. Ein Einheitssteuersatz von
6%, der auch für das Gesundheitswesen gilt, 2. Zwei Sätze von 3.4 und 7.6% sowie der
Verzicht auf viele Ausnahmen und 3. Die Beibehaltung der drei heutigen Sätze, aber mit
administrativen Vereinfachungen. Umstritten waren dabei nicht die Vereinfachungen
im Gesetz, wohl aber die Änderungen bei den Steuersätzen, die allenfalls eine
Verfassungsänderung erfordern würden sowie der Abbau von Ausnahmen bei der
Steuerpflicht. Gegen den Einheitssteuersatz wehrten sich SP, SVP und CVP, welche
diesen als unsozial und als versteckte Steuererhöhung ansahen. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.2007
LINDA ROHRER

Der Bundesrat schickte im Frühjahr den Vorentwurf für ein Bundesgesetz über den
Einkauf von Waren in Zollfreiläden auf Flughäfen in die Vernehmlassung. Dieses geht
auf eine Motion Kaufmann (svp, ZH) aus dem Jahr 2006 zurück. Dabei sollen die
Zollfreiläden der Schweizer Flughäfen auch für ankommende Passagiere geöffnet
werden. Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmer begrüsst die Vorlage des
Bundesrates mit dem Verweis auf die positiven Auswirkungen auf die Volkswirtschaft
und den Tourismus sowie den europäischen und internationalen Wettbewerb. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2009
NATHALIE GIGER

Im Rahmen der Totalrevision des Alkoholgesetzes schickte der Bundesrat zwei
Gesetzesentwürfe in die Vernehmlassung. Das Alkoholgesetz aus dem Jahr 1932 gehöre
zu den ältesten Bundesgesetzen und werde trotz mehrerer Teilrevisionen den heutigen
wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen Realitäten nicht mehr gerecht. Neu soll
ein Spirituosensteuergesetz (SStG) und ein Alkoholgesetz (AlkG) geschaffen werden.
Mit der Aufteilung liessen sich im Bereich der Spirituosensteuer Konflikte zwischen
fiskal- und gesundheitspolitischen Zielen reduzieren und im Bereich des Marktes mit
alkoholischen Getränken eine kohärente Regulierungspolitik sicherstellen, so der
Bundesrat in seiner Botschaft. Das SStG soll neu nur noch die Erhebung und Kontrolle
der Verbrauchssteuer auf Spiritousen bzw. Ethanol zu Konsumzwecken regeln und wird
konsequent auf fiskalische Interessen ausgerichtet. Der Spirituosen- und Ethanolmarkt
soll laut dem Willen des Bundesrates liberalisiert werden: Dazu verzichtet der Bund auf
drei Bundesmonopole (Importmonopol auf Ethanol, Herstellungsmonopol auf Ethanol,
Herstellungsmonopol auf Spirituosen) und die Steuer- und Kontrollsysteme sollen
vereinfacht und entschlackt werden. Der Entwurf des Alkoholgesetzes regelt den
Handel für alle alkoholischen Getränke mit einheitlichen Bestimmungen, welche den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.07.2010
NATHALIE GIGER
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Jugendschutz verfolgen. Damit soll die Grundlage für eine kohärente Alkoholpolitik
geschaffen werden. 56

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Der Bundesrat schickte das Konsolidierungsprogramm 2011-2013 in die
Vernehmlassung. Er hielt darin fest, dass sich in den nächsten Jahren strukturelle
Defizite in Milliardenhöhe abzeichneten und die Vorgaben der Schuldenbremse nur mit
Konsolidierungsmassnahmen einzuhalten seien. Durch das Programm, das vor allem auf
der Ausgabenseite ansetzt, soll das durchschnittliche Ausgabenwachstum auf rund
2,4% gesenkt und damit die Ausgabenquote des Bundes stabilisiert werden . 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.2010
NATHALIE GIGER

Die Vernehmlassung zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die
Entlastung des Bundeshaushalts dauerte von September bis Dezember 2019, wobei 62
Antworten eingingen. Es beteiligten sich alle Kantone, fünf in der Bundesversammlung
vertretene Parteien sowie 31 Organisationen und Verbände. Einerseits wurden zwar
regelmässige Aufgabenüberprüfungen, Effizienzsteigerungen und die Schaffung neuer
Handlungsspielräume im Bundesbudget begrüsst, insbesondere die Bürgerlichen
erachteten das Projekt aber als wenig ambitiös. Zudem wurde daran erinnert, dass die
Änderungen kostenneutral sein sollten, es nicht zu Lastenverschiebung zu den
Kantonen und Privaten kommen sollte und die Umsetzungskosten verhältnismässig sein
müssten. 
Die einzelnen zu ändernden Gesetze kamen bei den Vernehmlassungsteilnehmenden
ganz unterschiedlich an. Kaum auf Widerstand stiess die Änderung des
Tabaksteuergesetzes. Hier sollte die Möglichkeit geschaffen werden, bei verspäteten
Steuerdeklarationen eine Steuerveranlagung nach Ermessen durchzuführen. Dagegen
wehrte sich einzig der Kanton Tessin, der darauf hinwies, dass das Tabakproduktegesetz
gerade vom Parlament behandelt werde und das Ende dieser Behandlung abgewartet
werden solle. 
Kaum ablehnende Stellungnahmen, aber doch einige Vorbehalte wurden zur Anpassung
des Geoinformationsgesetzes angebracht. Dieses wollte die Steuerung der amtlichen
Vermessung mit Programmvereinbarungen stärken, wobei die ebenfalls geplanten
Mittelverschiebungen jedoch nicht der Strategie der amtlichen Vermessung 2020-2023
entsprächen, wie kritisiert wurde. Der Kanton Waadt wehrte sich zudem gegen den
Verlust der Mitsprachemöglichkeit durch die neue Regelung.
Ähnlich erging es dem Subventionsgesetz, gemäss dem beitragsgewährende
Bundesämter neu risikoorientierte Prüfkonzepte erstellen sollten. Hier wurden
Befürchtungen zu Kosten und Nutzen der Subventionsüberprüfung geäussert. 
Kritischer wurden die Änderungen des Eisenbahngesetzes und des
Bahninfrastrukturfondsgesetzes bezüglich der Darlehen und der Indexierung der BIF-
Einlagen kommentiert. Neu sollten sämtliche Darlehen für Investitionen in die
Bahninfrastruktur in den BIF übertragen werden, was Befürchtungen vor einer Trennung
von Betrieb und Infrastruktur laut werden liess. 
Besonders viele Vorbehalte wurden bezüglich der Vereinfachung der Finanzierung der
Post- und Fernmeldeüberwachung (ÜPF) durch die Einführung von Pauschalen laut. So
sei etwa nicht klar, wie die Pauschalisierung zu Kosteneinsparungen führen und die
Erhöhung des Kostendeckungsgrades ermöglichen solle. Mehrfach kommentiert wurde
auch die Entschädigung der Mitwirkungspflichtigen, die entweder gelobt oder kritisiert
wurde. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.08.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Finanzausgleich

Im Mai nahm der Bundesrat den Vernehmlassungsbericht zum Neuen Finanzausgleich
(NFA) entgegen. Seine Botschaft stellte er auf Ende Jahr in Aussicht. Kantone,
Gemeinden und Verbände hatten rund 2000 Änderungsanträge eingereicht. Die
Projektleitung teilte mit, die Rückmeldungen seien mehrheitlich positiv ausgefallen,
ernst zu nehmende Kritik mache gewisse Nachbesserung jedoch notwendig. Die NFA-
Delegation mit Vertretern aus Bund, Kantonen und Städteverband bezeichnete
daraufhin erste Korrekturen, die zu einer verbesserten Akzeptanz beitragen sollen. Bei
den Sozialleistungen soll der Bund Mindeststandards definieren, die allzu grosse
kantonale Unterschiede einschränken. Die Aufgabenfelder der Berufsbildung und der
Wohnbauförderung sollen von der „Grossbaustelle NFA“ abgekoppelt und separat
reformiert werden. Beim Agglomerationsverkehr wollte die NFA-Delegation hingegen
den Vorrang der interkantonalen Zusammenarbeit nicht preisgeben, stellte aber
Bundesmittel für ausserordentliche Grossprojekte in Aussicht. Grundsätzliche
staatspolitische Kritik kam allerdings von der SP, den Grünen und dem
Gewerkschaftsbund, welche sich gegen Kompetenzverlagerungen vom Bund zu den
Kantonen aussprachen. Einer der Hauptkritikpunkte von Seiten der Kantone war der
sogenannte Ressourcenindex, die Bemessung der finanziellen Leistungsfähigkeit eines
Kantons. Dieser Ressourcenindex soll neu aufgrund der direkten Bundessteuer
ermittelt werden und der Zentrumslast der Städte mehr Gewicht geben. (Bereits im
Januar war die Projektleitung NFA in ihrem Zwischenbericht zur Vernehmlassung zum
Schluss gekommen, der NFA sei politisch noch nicht tragfähig.) 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.05.2000
DANIEL BRÄNDLI

Ende September löste der Bundesrat sein während den parlamentarischen Beratungen
zur NFA abgegebenes Versprechen ein und gab noch vor der Volksabstimmung über die
Verfassungsänderung die Ausführungsgesetzgebung zur NFA in die Vernehmlassung.
Die Änderungen von insgesamt gut 30 Bundesgesetzen werden in Form eines
referendumsfähigen Mantelerlasses zusammengefasst, dem „Bundesgesetz über die
Schaffung und die Änderung von Erlassen zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und
der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA)“. Einerseits handelt es sich um
punktuelle Modifikationen, in einzelnen Politikbereichen wie den heutigen kollektiven
IV-Leistungen hingegen schlägt der Bundesrat ein neues Rahmengesetz zur sozialen
Integration Invalider vor. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst präsentierte der Bundesrat seine Botschaft betreffend die
Ausführungsgesetzgebung zu der vom Volk im Vorjahr gutgeheissenen neuen
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Die ebenfalls dazu gehörenden
neuen gesetzlichen Bestimmungen über den Finanzausgleich wurden für später
angekündigt. Sie sollen aber gemäss den Plänen der Landesregierung gleichzeitig mit
der Aufgabenverteilung auf Anfang 2008 in Kraft treten.Das Paket ist als „Mantelerlass“
konzipiert, der als ganzes dem fakultativen Referendum untersteht, und umfasst
Änderungen von insgesamt 30 Bundesgesetzen in den Bereichen amtliche Vermessung,
Straf- und Massnahmenvollzug, Bildung, Natur- und Heimatschutz, Landesverteidigung,
öffentliche Finanzen, öffentliche Werke und Verkehr, Umwelt, soziale Sicherheit,
Landwirtschaft sowie Wald, Jagd und Fischerei; neu geregelt werden das
Stipendienwesen, die Eingliederung von invaliden Personen und die
Ergänzungsleistungen zur AHV. In der zu Jahresbeginn durchgeführten Vernehmlassung
waren namentlich einige Vorschläge im Verkehrsbereich umstritten gewesen. Die Linke
hatte zudem erneut verlangt, dass der Bund den Kantonen die im Sozialbereich
(Eingliederungsmassnahmen für Invalide) zu erbringenden Leistungen detailliert
vorschreibt. Der Bundesrat berücksichtigte im Fall der Auslagerung des
Nationalstrassenbetriebs und -unterhalts die Einwände der Kantone und beauftragte
das Bundesamt für Strassen und nicht eine neue Stelle ausserhalb der
Bundesverwaltung mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.09.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Festlegung des Ressourcen-
, Lasten- und Härteausgleichs. Demnach stellt der Bund im Einführungsjahr der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen insgesamt rund CHF 2,5 Mrd. für die
neuen Ausgleichsgefässe zur Verfügung. Von der Ausgleichssumme des Bundes gehen
72,5% (CHF 1,8 Mrd.) in den vertikalen Ressourcenausgleich und 27,5% (CHF 682 Mio.)
in den geografisch-topografischen und den soziodemografischen Lastenausgleich. Der
durch die ressourcenstarken Kantone finanzierte horizontale Ressourcenausgleich

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2006
MAGDALENA BERNATH
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beträgt 70% des vertikalen Ressourcenausgleichs (rund CHF 1,26 Mrd.). Mit diesen
Beschlüssen entsprach der Bundesrat der Stellungnahme der Konferenz der
Kantonsregierungen (KdK) und der überwiegenden Mehrheit der Kantone. – Für den
zeitlich befristeten Härteausgleich, der jenen ressourcenschwachen Kantonen zugute
kommt, die durch den Übergang zur NFA nicht ein bestimmtes Mindestausmass an
finanzieller Entlastung erfahren, stellt der Bund CHF 287 Mio. bereit, die Kantone
weitere CHF 143 Mio. Beim Übergang zur NFA sind (mit Ausnahme des Härteausgleichs)
die finanziellen Be- und Entlastungen zwischen Bund und Kantonen insgesamt
ausgeglichen. (Zu den Geberkantonen gehören gemäss Globalbilanz 2004/05 BL, GE,
NW, SZ, TI, ZG und ZH; Empfängerkantone sind AG, AI, AR, BE, BS, FR, GL, GR, JU, LU,
NE, OW, SG, SH, SO, TG, UR, VD und VS.)

In der Vernehmlassung war die Vorlage auf ein insgesamt positives Echo gestossen.
Namentlich die KdK, einzelne Kantone, der Städte- und Gemeindeverband, die
Spitzenverbände der Wirtschaft und die politischen Parteien äusserten sich
mehrheitlich wohlwollend. Die ressourcenstarken Kantone wollten ihren Beitrag im
horizontalen Ressourcenausgleich jedoch auf zwei Drittel (statt 70%) des Beitrags des
Bundes festgelegt haben, zudem sprachen sie sich für eine deutliche
Gewichtsverschiebung vom geografisch-topografischen zum soziodemografischen
Lastenausgleich aus, während der Härteausgleich nur an ressourcenschwache Kantone
ausgerichtet werden soll, die beim Übergang zur NFA erheblich weniger Geld erhalten.
Die SVP lehnte als einziger Vernehmlassungsteilnehmer den Entwurf ab aufgrund der
vorgesehenen Ausgestaltung des Härteausgleichs und der aus ihrer Sicht fehlenden
Darstellung der Einsparungen, die sich mit der NFA realisieren liessen. 62

Der Bundesrat schickte eine Revision des Finanzkontrollgesetzes (FKG) in die
Vernehmlassung mit der eine Prüflücke der Finanzaufsicht bei der direkten
Bundessteuer geschlossen werden soll. Die Revision geht auf eine Motion der WAK des
Nationalrates aus dem Jahr 2007 zurück, die in Zusammenarbeit mit den Kantonen
Verbesserungsmöglichkeiten der Kontrolle über den Bezug der direkten Bundessteuer
gefordert hatte. Mit der Revision soll nun die bereits bestehende und gepflegte
Zusammenarbeit der Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK) mit den kantonalen
Finanzkontrollen verstärkt werden. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2010
NATHALIE GIGER

Im September 2018 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) vor. Diese basiert
insbesondere auf der Feststellung im dritten Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich,
wonach der Ressourcenausgleich bisher zu hoch dotiert war. Anstelle der angestrebten
85 Prozent hatte die Mindestausstattung des ressourcenschwächsten Kantons (Kanton
Jura) im Jahr 2018 88.3 Prozent des schweizerischen Durchschnitts betragen. Sich auf
den im März 2017 von der KdK verabschiedeten Antrag zur Optimierung des
Finanzausgleichs stützend schlug der Bundesrat diesbezüglich einen Systemwechsel
vor: Neu soll die politische Steuerung des Ressourcenausgleichs nicht mehr über die
alle vier Jahre erfolgende Festlegung der Grundbeiträge, sondern über die Festlegung
der Mindestausstattung für den ressourcenschwächsten Kanton erfolgen. Diese soll neu
garantiert, nicht mehr bloss angestrebt, und entsprechend auf Gesetzesstufe bei 86.5
Prozent des schweizerischen Durchschnitts festgelegt werden. Da der effektive Wert
bisher höher war, soll der Zielwert durch schrittweise Senkung erreicht werden. Durch
diese Senkung sparen die ressourcenstarken Kantone sowie der Bund Geld. Der Anteil
Ersterer an der Finanzierung des Ressourcenausgleichs wird zudem auf das
verfassungsmässige Minimum von zwei Dritteln der Leistungen beschränkt, die dadurch
entstehende Finanzierungslücke übernimmt der Bund. Der Bund wird seine
Einsparungen in der Höhe von CHF 280 Mio. ins Ausgleichssystem reinvestieren und für
eine höhere Dotation des soziodemografischen Lastenausgleichs sowie zur zeitlich
beschränkten Abfederung der Auswirkungen dieser Änderungen auf die
ressourcenschwächeren Kantone einsetzen. Schliesslich wird auch der Alpha-Faktor,
der die Gewichtung der Vermögen im Ressourcenpotenzial beinhaltet, «an die
fiskalische Realität», wie es der Bundesrat in seinem Bericht nannte, angepasst.

Mit diesen Änderungen erfüllte der Bundesrat die bereits seit langem gestellten
Forderungen der Geberkantone. Deren Beiträge waren absolut in den letzten Jahren
stetig angestiegen, weshalb sie eine Änderung des bisherigen NFA-Systems forderten.
Der nun vorliegende Entwurf fand entsprechend bei ihnen allen Anklang; Unterstützung
wurde ihm aber auch von den meisten Nehmerkantonen zuteil. In der zwischen März
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2018 und Juni 2018 durchgeführten Vernehmlassung standen 21 Kantone der Revision
positiv gegenüber. Einzig verschiedene ressourcenschwächere Kantone hatten sich
explizit gegen die Vorlage und für eine Beibehaltung des heutigen Systems
ausgesprochen (Wallis und Jura) respektive Vorbehalte angemeldet (Freiburg,
Neuchâtel und Bern). In den Medien der Romandie wurde denn auch insbesondere
thematisiert, dass mit Freiburg, dem Wallis, Neuchâtel und Jura insbesondere
französischsprachige Kantone von der Revision benachteiligt würden. Die
Deutschschweizer Medien hingegen fokussierten insbesondere darauf, dass der Bund
die Einigung zwischen den Kantonen durch die Reinvestition der CHF 280 Mio., die er
theoretisch sparen könnte, «erkauft» habe. 64
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